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LIEBE LESERINNEN 
UND LESER,

kennen Sie Axel Schweiß? Der Typ ist mo-
mentan millionenfach unterwegs. In Bus-
sen und Bahnen, im gesamten öffentlichen 
Personennahverkehr sowie im Regionalex-
press und Interregio. Nur die weißen Züge, 
also die ICs und ICEs der Deutschen Bahn 
meidet er. Denn die darf der Axel mit sei-
nem Neun-Euro-Ticket nicht benutzen.
Laut dem Verband Deutscher Verkehrsun-
ternehmen (VDV) wurden im Startmonat 
Juni 21 Millionen der billigen Plätze ver-
kauft. Ruhe herrschte auf diesen billigen 
Plätzen allerdings nicht. Denn eine gut ge-
meinte Entlastungsaktion des Bundes für 
die Bürger traf auf die Infrastruktur einer 
überforderten Bahn, die auch ohne dieses 
Ticket mit Pünktlichkeit, fehlendem Per-
sonal, überfüllten Zügen und verpassten 
Anschlüssen zu tun hat. Okay, für den Ver-
zicht der Masse auf Deos kann sie nichts.
Gut, Axel hätte sich ja nicht gerade am 
ersten Juniwochenende, also ausgerechnet 
an Pfingsten aufmachen müssen, um von 
Köln aus seine Oma in Mainz zu besuchen. 
Aber da es ja fast nichts kostet, nimmt Axel 
ein paar Unannehmlichkeiten in Kauf. 
Der einfahrende Zug ist schon pickepacke-
voll, da bleibt für Axel nur ein Stehplatz. 
Mitgenommene Fahrräder verringern das 
Platzangebot, sodass die Menge noch enger 
zusammenrücken muss. Und Axel Schweiß 
trifft erbarmungslos auf seinesgleichen. 
Dass Axel mit mehreren Zugwechseln prak-
tisch jeden Ort in Deutschland für neun 
Euro erreichen kann, ist ja ein sensati-
onelles Angebot. Ein Angebot, das doch 
dem ein oder anderen Pkw-Berufspendler 
aufgezeigt hat, dass die Bahn im besten 
Falle schneller, vor allem aber günstiger 
und umweltfreundlicher sein kann. Und 
sie ist ja nicht immer so voll wie an einem 
Pfingstwochenende.
Allerdings zeigt das Neun-Euro-Ticket auch 
auf, wo die Schwachstellen liegen. Teile 

Eugen Weis, Herausgeber

derjenigen, die außerhalb der Metropo-
len leben und zur Arbeit müssen, sind auf 
das Auto angewiesen. Hier ist es vor allem 
die Taktfolge von Bussen und Bahnen, die 
Landbewohner verzweifeln lässt. Es gilt 
nachzurüsten. Busse und Züge, die häu-
figer fahren, die verlässlicher sind. Neue 
Trassen, um ein engmaschigeres ICE-Netz 
aufzubauen, mit Fahrplänen, die sinnvoll 
aufeinander abgestimmt sind. Auch die 
Wiederaufnahme längst stillgelegter Stre-
cken darf bei diesen Überlegungen kein 
Tabu sein.
Und wenn es bei dem deutschlandweit 
gültigen Billigticket bleiben sollte, wobei 
preislich noch gute Luft nach oben ist, oh-
ne das Angebot zu verwässern, wäre das 
ein wirklicher Quantensprung. Für die Bür-
ger, die weiterhin preiswert reisen können. 
Und Anreiz für die Bahn, konsequent die 
Infrastruktur auszubauen. Wenn sich dann 
mit der Zeit alles einpendeln würde, könn-
te Axel wieder in Ruhe auf Reise gehen – in 
klimatisierten Zügen, wo nur noch sein Na-
me an Schweiß erinnert.
Unser Titelthema kann einem schon die 
Schweißperlen auf die Stirn treiben. Es 
fehlt an Fachkräften. Vor allem in der Pfle-
ge, aber auch in der IT, der Sicherheit und 
im Handwerk. Die Auswirkungen zeigt der 
Flughafen Köln/Bonn auf. An den Sicher-
heitskontrollen mussten Passagiere stun-
denlang warten. Falls ihr Flug überhaupt 
stattfand. Denn auch die Airlines haben in 
der Pandemie (zu)viel Personal abgebaut. 
Der Arbeitsmarkt jedenfalls ist in Bewe-
gung, ein Branchenwechsel eine Selbst-
verständlichkeit. Die Erwachsenenbildung 
– ein weiteres Thema – bietet Chancen auf 
Veränderung. Schulen Sie doch noch mal 
um – im Zweifelsfalle zum Schweißer.

Herzlichst
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 GESUCHT, 

(NICHT) GEFUNDEN!
Fachkräftemangel als große Belastung für Deutschlands Wirtschaft

Vermutlich könnte man die gesamte Titel-
geschichte dieses Magazins nur mit einer 
Auflistung der Branchen und der Tätigkeits-
felder füllen, in denen ein akuter Fachkräf-
temangel herrscht. Stattdessen soll eine 
Suche gestartet werden, bei der die Gründe 
gefunden werden sollen, wieso es einfach 
keine Lösung für dieses Problem gibt, vor 
allem auch vor dem Hintergrund, dass der 
Fachkräftemangel nun auch in Branchen 
existiert, in denen es vor der Pandemie ei-
gentlich keine Schwierigkeiten gab, gutes 
und qualifiziertes Personal zu finden.
Wer in diesem Sommer einen Blick in Bars, 
Restaurants oder auch Biergärten wirft, 
wird feststellen, dass die Locations immer 
gut gefüllt sind. Die Sehnsucht danach, 
wieder das Leben zu genießen, auszugehen 
und Spaß zu haben, ist groß. Auch erneut 

steigende Corona-Fallzahlen ändern an die-
ser Entwicklung nichts. Doch die Corona-
pandemie hat für die Gastwirte eine große 
Veränderung gebracht. Nicht nur, dass die 
Leidenszeit während der ersten beiden Pan-
demiejahre mit Betriebsschließungen und 
zahlreichen Anpassungen an Hygienekon-
zepte, viel Geld und Nerven kostete – jetzt, 
da die Geschäfte wieder richtig gut laufen 
könnten, fehlt das Personal, um wieder 
wachsen zu können. Viele Arbeitnehmer 
haben während der Pandemie die Branche 
gewechselt und der Gastronomie den Rü-
cken gekehrt. Betriebsschließungen, Kurz-
arbeit und damit einhergehende finanzielle 
Einbußen haben die Angestellten regelrecht 
vertrieben und sie kommen jetzt, da es wie-
der läuft, nicht mehr zurück. Gastwirte su-
chen nun händeringend nach Personal. Es 

zu finden ist aber sehr schwer. Das sieht 
auch Andreas Keunecke so. Der Inhaber 
mehrerer Locations in Köln und Leverkusen 
spürt die Folgen des Fachkräftemangels, 
wie der Geschäftsführer der „Sonnenschein- 
Etage“ berichtet: „Tatsächlich hat der Perso-
nalmangel gravierende Auswirkungen auf 
meine Locations, wobei mein Hauptaugen-
merk absolut vorrangig auf der Strandbar 
Leverkusen liegt. Teilweise kann ich mei-
ne Location in Köln nicht öffnen, teilwei-
se muss ich sie früher schließen oder ich 
kann dort nur eine Auswahl unseres Ange-
bots anbieten.“ Er befürchtet, dass die Lage 
für die Betriebe der Branche noch schlech-
ter wird. „Der Personalmangel erschüttert 
unsere Branche leider massiv, was trauri-
gerweise zahlreiche Betriebsschließungen 
mit sich bringen wird“, glaubt Keunecke.

Sie fehlen an allen Ecken und Enden: Fachkräfte. Wirtschaftsbetriebe suchen verzweifelt, denken sich die kreativsten Stellenan-
zeigen aus, produzieren aufwendig Videos für soziale Medien und locken mit Goodies, Firmenwagen und vielen weiteren Dingen, 
die potenziellen Arbeitnehmern gefallen könnten. Bringt aber in den meisten Fällen doch nichts. Oft wird lange und intensiv ge-
sucht und es wird doch niemand gefunden.

https://www.diewirtschaft-koeln.de
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Wenn man Urlaub 
vom Urlaub braucht

NRW hat Sommerferien und viele Familien 
wollen endlich mal wieder richtig Urlaub 
machen. Am besten ab in den Süden und 
der Sonne hinterher, wie es in dem bekann-
ten Sommerhit heißt. Doch wer derzeit Be-
richte und Szenen von deutschen Flughäfen 
sieht, bekommt das Gefühl, dass diejeni-
gen, die dem Alltag entfliehen wollen und 
in den Flieger steigen möchten, um ander-
norts ihren Urlaub zu verbringen, spätes-
tens an der Sicherheitskontrolle (zumindest 
gefühlt) bereits wieder Urlaub vom Urlaub 
gebrauchen könnten. Stundenlange War-
tezeiten sind aktuell keine Seltenheit und 
über die Ferien hinweg wird sich die Situ-
ation für die vielen Urlauber, aber auch für 
Geschäftsreisende nicht ändern. Manche 
schaffen es gar nicht in den Urlaub abzuhe-
ben, weil Flüge gestrichen werden müssen. 
Der Grund für das Chaos an den Flughäfen 
im Land ist der Fachkräftemangel. Nach 
einer Studie des Instituts der deutschen 
Wirtschaft Köln (IW) ging seit Pandemie-
beginn die Beschäftigung beim Luft- und 
Bodenpersonal um etwa 7.200 Fachkräfte 
zurück. Es braucht eben nicht nur Piloten, 
die den Flieger in die Lüfte bringen – damit 
der Flugverkehr reibungslos ablaufen kann, 
müssen viele Kräfte zusammenspielen, an-
gefangen beim Check-in über Sicherheits-
kontrollen bis zu denjenigen, die auf dem 
Rollfeld arbeiten. Nur wenn alle Positionen 
ausreichend besetzt sind, hebt das Flugzeug 
pünktlich ab. 
Das Problem der Branche: Durch die Pande-
mie brach der Flugverkehr zwischen Ende 
2019 und April 2020 laut IW-Angaben um 
84 Prozent ein. Die Folge: viele Entlassun-
gen, zudem orientierten sich ähnlich wie in 
der Gastronomie viele Fachkräfte um. Zwi-
schen 2019 und 2021 ging die Zahl der Be-
schäftigten in der Luftfahrt um etwa vier 
Prozent zurück. Besonders stark war der 
Rückgang bei Servicekräften. 6.000 verlie-
ßen frei- oder unfreiwillig die Branche. Zu-
dem wurden 1.200 Bodenkräfte im techni-
schen Luftverkehrsbetrieb abgebaut. Dies 
bedeutete harte Zeiten für die Branche. 
Fluggesellschaften mussten mit staatlichen 
Hilfsmitteln vor der Pleite gerettet werden, 
beim Personal stieg seit März 2020 die Zahl 
der Arbeitslosen deutlich an, vor allem bei 
den Servicekräften. 
Jetzt, da wieder deutlich mehr geflogen wird 
und die Gastzahlen steigen, gibt es mehr 
Stellenangebote als Bewerber. Der Arbeits-
markt kann den Bedarf nicht mehr decken. 
Und laut IW Köln könnte sich das Problem 

noch verschärfen, da sich der Flugverkehr 
noch nicht wieder auf Vor-Corona-Niveau 
bewegt. Der Fachkräftemangel könnte den 
Aufschwung der Branche deutlich bremsen.

Schnelle Hilfe?

Laut IW Köln reichen die Reserven auf 
dem Arbeitsmarkt nicht aus, um die Lücke 
beim Luft- und Bodenpersonal schließen 
zu können. Das Bundesverkehrsministeri-
um reagiert und hat angekündigt, 2.000 
Leiharbeiter aus der Türkei anwerben zu 
wollen. Der Mangel in der Branche wird so 
aber wohl eher nicht beseitigt werden kön-
nen. Denn es sind zu viele Mitarbeiter in 
andere Branchen abgewandert. Für viele 
Geschäftsreisende und Urlauber wird der 
Personalmangel an den Flughäfen weiter-
hin zu Verzögerungen, Ausfällen und Frust 
führen – womöglich über Jahre hinweg. Zu-
dem braucht es auch noch einige Wochen, 
bis die Leiharbeiter aus der Türkei einsatz-
bereit sind. Zunächst müssen bspw. Sicher-
heitsüberprüfungen abgeschlossen werden. 
„Das Flughafen-Chaos ärgert mich auch. 
Es ist ein EU Problem. Ich habe Gespräche 
mit Luftfahrtunternehmen und Flughafen-
betreibern geführt, deren Vorschläge auf-
genommen und diese mit den zuständigen 
Ministerien Arbeit und Soziales und Inneres 
besprochen“, sagt Bundesverkehrsminister 
Volker Wissing (FDP). Eine ressortübergrei-
fende Arbeitsgruppe wurde eingerichtet 
und soll ausloten, was getan werden kann, 
um die Probleme beim Luftverkehr zu lösen. 
Die Sicherheit hat aber oberste Priorität. 
„Klar ist: Wir können keine Abstriche bei 
der Sicherheit machen. Sicherheitsrisiken 
einzugehen, nur weil man keine Fachkräf-
te hat, ist keine Option. Bin mir sicher, dass 

die Innenministerin darauf achten wird, 
dass Sicherheitsüberprüfungen sorgfältig 
erfolgen“, so Wissing und führt weiter aus: 
„Das Bundesverkehrsministerium selbst ist 
zuständig für die Flugsicherheit und diese 
funktioniert. Sie hat keinerlei Beeinträchti-
gung. Es fehlt beim Fachpersonal am Boden 
und bei der Sicherheitsabfertigung.“ Doch 
auch, wenn Bund und Luftfahrtbranche 
nun handeln wollen – es wird dauern, bis 
die Personallücke wieder so geschlossen ist, 
dass es wieder ohne große Verzögerungen 
mit dem Businesstrip oder der Urlaubsreise 
klappt. „Der reibungslose Start in den Som-
merurlaub dürfte für viele eine unrealisti-
sche Hoffnung bleiben“, sagt IW-Ökonom 
Alexander Burstedde. „Mittelfristig muss 
die Branche daran arbeiten, als Arbeitgeber 
wieder attraktiver zu werden, sichere Pers-
pektiven zu bieten und Karrierewege aufzu-
zeigen. Sonst werden sich Fachkräfte auch 
künftig anders umschauen.“
Aufgrund des Personalmangels hat allein 
die Lufthansa in diesem Sommer rund 
3.000 Verbindungen an ihren Drehkreu-
zen Frankfurt und München gestrichen. 
Laut Lufthansa-Chef Carsten Spohr habe 
man beim Sparen in der Coronapandemie 
„an der ein oder anderen Stelle übertrie-
ben“. Er entschuldigte sich bei den Passa-
gieren für die Probleme. Bundessozialmi-
nister Hubertus Heil (SPD) kritisierte viele 
Firmen der Luftverkehrsbranche. Diese 
hätten trotz staatlicher Unterstützung Bo-
denpersonal entlassen oder das Kurzarbei-
tergeld nicht aufgestockt. Dies habe dazu 
geführt, dass viele Arbeitnehmer gekün-
digt wurden oder andere, attraktivere Jobs 
angenommen hätten. W

Christian Esser
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Andreas Keunecke (li.) begrüßt Leverkusens Oberbürger-
meister Uwe Richrath in seiner Strandbar (Archivbild)
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OFFENE STELLEN, 
DIE OFFEN BLEIBEN
Händeringend wird Personal gesucht, doch was gefunden wird, sind nur „Bremsklötze“

Fo
to:  lassedesignen - stock.adobe.com

 

Rund 150.000 Handwerker fehlen in Deutschland, Tendenz weiter steigend

Ist etwas im Haus kaputtgegangen und wird ein Handwerker gebraucht, so muss oft 
lange auf diesen gewartet werden. Viele Branchen müssen befürchten, dass die Fach-
kräftelücke immer größer wird und selbst die planmäßige Umsetzung der Energie-
wende scheint aufgrund des Fachkräftemangels in akuter Gefahr zu sein.

Der Fachkräftemangel im Handwerk 
nimmt weiter zu. Das Kompetenzzentrum 
Fachkräftesicherung hat in seinem aktu-
ellen Gutachten „Fachkräftemangel und 
Ausbildung im Handwerk“ ermittelt, dass 
2020 etwa 65.000 Handwerker bundes-
weit fehlten. 2021 waren es durchschnitt-
lich gut 87.000. Damit hat sich der Fach-
kräftemangel im Handwerk während des 
ersten Coronajahrs weiter verschärft. Ar-
beitgeber suchen händeringend nach Fach-
kräften – im ganzen Bundesgebiet fehlen 
Handwerker. Zwischen 2012 und 2018 ist 
die Zahl der offenen Stellen durchweg ge-
stiegen. Seit 2015 gibt es mehr offene Stel-
len als arbeitslos gemeldete Handwerker. 
Zwar verringerte sich die Differnez wäh-
rend des konjunkturellen Abschwungs 
2019 und im ersten Pandemiejahr 2020, 
dies änderte aber nichts daran, dass die 
Zahl der offenen Stellen weiterhin größer 
war als die Zahl der arbeitslosen Hand-
werker. 2021 hat sich die Nachfrage dann 

wieder erhöht. Bundesweit gab es etwa 
200.000 offene Stellen im Handwerk. 
Laut „KOFA Kompakt 5/2022“ konnten 
2021 rechnerisch 87.485 Stellen in Hand-
werksberufen nicht besetzt werden, da 
es bundesweit keine passend qualifizier-
ten Arbeitssuchenden in den jeweiligen 
Berufsfeldern gab. Es existiert eine klare 
Fachkräftelücke. Es fehlten etwa 75.000 
Gesellen mit Berufsausbildung, 7.200 
Meister und etwa 5.000 Fortbildungs-
absolventen im Handwerk. Laut der Stu-
die waren besonders Handwerksmeister 
schwer zu finden. Rechnerisch konnte je-
de zweite Meisterstelle nicht besetzt wer-
den. Bei Gesellenstellen und denen für 
Fortbildungsabsolventen traf dies etwa 
bei vier von zehn Arbeitsgesuchen zu. Laut 
der Erhebung war die Intensität des Fach-
kräftemangels bei Handwerksmeistern am 
höchsten. 
Mit Blick auf die einzelnen Berufsfelder 
gibt es die größte Fachkräftelücke bei Ge-

sellenstellen in der Bauelektrik. Gesellen 
und Meister werden in besonders hohem 
Maße auch bei Berufen in den Bereichen 
Sanitär, Heizungen und Klimatechnik ge-
sucht. Hier gibt es ausgesprochen gro-
ße Engpässe. Auf bundesweit 100 offene 
Stellen gab es nur etwas über 20 passend 
qualifizierte Arbeitslose. Jede fünfte Stel-
le blieb 2021 rechnerisch unbesetzt. Und 
die Entwicklung könnte sich noch weiter 
fortsetzen. Um die Fachkräftesicherung in 
den Handwerksberufen zu gewährleiten, 
ist die duale Ausbildung der Königsweg. 
Im Handwerk, ähnlich wie in allen ande-
ren dualen Ausbildungsberufen nahm das 
Angebot zwischen 2011 und 2013 ab und 
stieg in der Folge zwischen 2014 und 2018 
stetig an. Zu einem deutlichen Rückgang 
bei den angebotenen Ausbildungsplätzen 
im Handwerk kam es durch den konjunk-
turellen Abschwung 2019 und im ersten 
Coronajahr 2020. Im Jahr 2021 stieg das 
Angebot bei Handwerksberufen zwar wie-
der an, es lag allerdings noch unterhalb 
des Vorkrisenniveaus. 20.000 unbesetzte 
Ausbildungsstellen wurden 2021 gemel-
det. Dem gegenüber stehen 22.000 unver-
sorgte Bewerber.
 

Fehlende 
Maschinenbauer

Ähnlich wie im Handwerk sieht es auch 
im Maschinenbau aus. Die Branche gilt als 
Rückgrat der deutschen Wirtschaft. Doch 
auch hier mangelt es an allen Ecken und 
Enden an Personal. Die Branche leidet auf-
grund der Gaskrise infolge des bewaffne-
ten Konflikts in der Ukraine sowie wegen 
Lieferschwierigkeiten aufgrund von Ver-
zögerungen bei der Materialbeschaffung. 
Und es fehlen Mitarbeiter. Laut Branchen-
verband VDMA haben sich die Fachkräf-
teengpässe in den vergangenen Monaten 
zugespitzt. Eine Anzahl von 78 Prozent der 
Maschinenbauer meldet einen merklichen 
oder gravierenden Mangel an Personal. 
Nur drei Prozent der Betriebe glauben an 
eine Entschärfung der Personalsituation 
im kommenden Quartal. „60 Prozent der 
Unternehmen sehen die Demografie und 
den Fachkräftemangel als großes Risiko 
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an", erläutert Dr. Ralph Wiechers, Chef-
volkswirt des VDMA. Die Maschinenbauer 
stuften den Fachkräftemangel als größtes 
Risiko ein, noch vor der Antwortmöglich-
keit „Inflation/restriktive Geldpolitik“. 
„Um die vielen Facharbeiter, die in den 
nächsten Jahren in den Ruhestand gehen, 
adäquat zu ersetzen, müssen junge Nach-
wuchskräfte eine attraktive Ausbildung im 
Maschinenbau und eine gute Perspektive 
geboten bekommen. Dies wird aber allein 
nicht ausreichend sein, um den Bedarf zu 
decken. Auch gezielte Zuwanderung wird 
notwendig sein, um die Arbeitskräftelücke 
zu reduzieren", fordert Wiechers.

„Bremsklotz“ 
für Energiewende

Das Ingenieurwesen klagt ebenfalls über 
einen eklatanten Fachkräftemangel. Laut 
VDI-/IW-Ingenieurmonitor gab es im ersten 
Quartal 2022 151.300 offene Stellen, ein 
Rekordwert, so der Branchenverband. Im 
vierten Quartal 2021 waren noch 140.000 
offene Stellen vorhanden, die nicht besetzt 
werden konnten. Die Fachkräftekrise in 
der Branche hat sich noch einmal deut-
lich verschärft. Der enorme Fachkräfte-
mangel bei Ingenieuren wird laut VDI Aus-
wirkungen auf die Energiewende haben. 
„Der Fachkräftemangel wird damit zum 
Bremsklotz. Vorhaben wie die beschleu-
nigte Energiewende drohen zu scheitern“, 
so Ralph Appel, Direktor des VDI im Rah-
men der Hannover Messe 2022. „Ange-
sichts der Forderungen von Bundeswirt-
schaftsminister Robert Habeck, dass die 
Energiewende dreimal so schnell vonstat-
tengehen soll, bekommt die Entwicklung 
eine ganz spezielle Dramatik. Wir stehen 
nämlich vor einem Energiewende-Dilem-
ma – ausgelöst durch den Fachkräfteman-
gel“, ergänzte Appel. Die steigende Nach-
frage an Fachkräften durch Klima- und 
Energiewende könne laut IW Köln nicht 
gedeckt werden. „So erwarten für die 
kommenden fünf Jahre 32 Prozent aller 
Unternehmen und sogar 63 Prozent aller 
Unternehmen ab 250 Beschäftigten einen 
steigenden Bedarf an IT-Experten speziell 
zur Entwicklung klimafreundlicher Tech-
nologien und Produkte“, sagt Prof. Dr. Axel 
Plünnecke vom IW Köln. Der Fachkräfte-
mangel im Ingenieurwesen wird sich wohl 
noch weiter verschärfen, da sich die Zah-
len bei Studienanfängern im Ingenieurwe-
sen und in der Informatik in den letzten 
fünf Jahren negativ entwickelt haben und 
um etwa 15 Prozent zurückgegangen sind. 

Probleme fangen 
in der Bildung an

Doch damit es mit einer Ingenieurslauf-
bahn klappen kann, braucht es eine schu-
lische Ausbildung. Im Gegensatz zu den 
meisten anderen Branchen ist Bildung Sa-
che der Länder und stehen diese damit in 
der Hauptverantwortung. Der Fachkräf-
temangel an deutschen Schulen ist eben-
falls groß. Die Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft bezeichnete den im Ju-
ni vorgestellten „Nationalen Bildungsbe-
richt 2022“ als „geschönte Bestandsauf-
nahme des Bildungswesens“. In vielen 
Schulen sei Unterrichtsausfall die Regel, 
Schulen und Kitas kämpfen gegen den in 
Teilen dramatischen Personalmangel und 
haben in der Coronapandemie viel durch-
machen müssen. „Wir brauchen ein ent-
schlossenes gemeinsames Handeln von 
Politik und Gesellschaft, um einen drohen-
den ‚nationalen Notstand‘ zu verhindern“, 
so GEW-Vorsitzende Maike Finnern. Der 
Handlungsbedarf sei riesig. Die Pandemie, 
die Integration geflüchteter Kinder und Ju-
gendlicher sowie die Unterfinanzierung 
des Bildungssystems stellen das Fachper-
sonal vor große Herausforderungen. „Viele 
Beschäftigte im Bildungsbereich gehen in 
Teilzeitarbeit, um der persönlichen Über-
lastung zu entkommen“, unterstrich die 
GEW-Vorsitzende. „Das System befindet 
sich in einem Teufelskreis aus Überlastung 
durch Fachkräftemangel und Fachkräfte-
mangel durch Überlastung. Es droht ein 
Personalkollaps.“ Ausbildungskapazitäten 
in Studium und Referendariat müssten si-
gnifikant erhöht werden. Zudem weise die 
Zahl der Studienabbrecher in manchen 
Lehramtsstudiengängen von fast 50 Pro-
zent darauf hin, dass erhebliche Defizi-

te in den Studiengängen vorliegen.  „Das 
Studium muss studierbar werden, sonst 
verlieren wir während der Ausbildung viel 
zu viele junge Menschen“, so Finnern. Au-
ßerdem müsse der Numerus clausus (NC) 
endlich fallen, den es immer noch für viele 
Lehramtsausbildungen gebe. 
Die neue schwarz-grüne Landesregierung 
im NRW-Landtag hat in ihrem Koalitions-
vertrag Ziele für das Bildungssystem auf-
gesetzt, die erreicht werden sollen. So sol-
len 10.000 zusätzliche Lehrer eingestellt 
werden. Können Stellen nicht sofort be-
setzt werden, sollen erst einmal pädago-
gische Fachkräfte und unterstützendes 
Personal eingesetzt werden. Lehrerinnen 
und Lehrer sollen zudem von bürokrati-
schen Aufgaben entlastet werden, so sol-
len Schulverwaltungsassistenten und 
„multiprofessionelle Teams“ laut Koaliti-
onsvertrag Verwaltungsaufgaben überneh-
men. Die Zahl der Studienplätze soll zudem 
ausgebaut werden. Auch die gleiche Bezah-
lung der Lehrkräfte, unabhängig von der 
Schulform, soll kommen. Ein „Sozialin-
dex“ ist geplant, um Schulen bei „besonde-
ren sozialen Herausforderungen“ bessere 
Unterstützung bieten zu können. Zusätzli-
che finanzielle und personelle Hilfe soll es 
dafür geben. Zudem soll die digitale Aus-
stattung von Lehrpersonal und Schülerin-
nen und Schülern verbessert werden, alle 
sollen eins zu eins mit Endgeräten aus-
gestattet werden, in den Schulen soll es 
Glasfaseranschlüsse mit leistungsfähigem 
WLAN geben. Die Schulen sollen zudem fit 
gemacht werden, um jederzeit wieder auf 
Distanzunterricht umstellen zu können, 
sofern pandemiebedingt erneute Schul-
schließungen notwendig sein sollten. W

Christian Esser
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Ausbildung im Handwerk heißt: das Handwerk verstehen.

https://www.diewirtschaft-koeln.de


 | Fachkräftemangel	

10	 www.diewirtschaft-koeln.de

EINE FRAGE 
DER ARBEITSZEIT
Zwischen Viertagewoche und 42 Stunden Wochenarbeitszeit
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Wie viele Stunden sollte pro Woche gearbeitet werden? Experten sind sich uneins.

Für Unternehmen gilt es attraktiv zu sein. dann ist es deutlich einfacher, Fachkräfte 
zu gewinnen. Ein guter Ruf des Betriebs ist hilfreich, übertarifliche Bezahlung, kos-
tenfreie Verpflegung, Nahverkehrstickets oder Firmenwagen werden in Stellenan-
geboten angepriesen. Doch wünschen sich die Menschen auch flexible Lösungen im 
Zusammenhang mit ihrer Arbeitszeit.

So manch einer hat bestimmt entsetzt die 
Augen aufgerissen, als BDI-Präsident Sieg-
fried Russmann den Vorschlag äußerte, die 
Wochenarbeitszeiten in Deutschland von 
40 auf 42 Stunden zu erhöhen, um so dem 
Fachkräftemangel zu begegnen. Und dass 
Arbeitnehmer in Deutschland trotz ver-
traglich vereinbarter 40 Stunden oder je 
nach Tarifvertrag von 37,5 oder 38,5 Stun-
den wöchentlich, aufgrund von Überstun-
den darüber hinaus gehend ihrer Tätigkeit 
nachgehen, ist auch nicht ungewöhnlich. 
Je nach Branche wird es sogar erwartet, 
dass regelmäßig über die Regelarbeits-
zeit hinaus gearbeitet wird. Da wirkt der 
Vorschlag einer Wochenarbeitszeit mit 42 
Stunden nicht abwegig, zumal er mathe-
matisch begründbar ist. Neben der Reiz-
frage zur Wochenarbeitszeit ist die Lebens-
arbeitszeit ebenfalls immer wieder ein 
Thema. Die Lebenserwartung steigt, der 
demografische Wandel befeuert den Fach-

kräftemangel zusätzlich. Renten müssen 
nachhaltig finanziert werden können. 
Doch ist das der Wunsch der Arbeitneh-
mer? Mehr Stunden? Überstunden? Arbei-
ten bis 70? Wer nach Antworten auf diese 
Fragen sucht, wird eher feststellen, dass 
der Wunsch nach weniger Arbeitsstun-
den und mehr Zeit für den Bereich „Life“ 
innerhalb der Work-Life-Balance wächst. 
Die Menschen wollen mehr Zeit und Raum 
für Freizeit und Familie. Da wirkt der Vor-
schlag einer 42-Stundenwoche dann doch 
aus der Zeit gefallen, zumal frühere Ansät-
ze, die in dieselbe Richtung gingen, längst 
getestet und wieder verworfen worden 
sind. So wurde 2004 in Bayern eine Wo-
chenarbeitszeit von 42 Stunden für Beamte 
eingeführt. Nach großen Protesten wurde 
diese Regelung schrittweise wieder abge-
baut. In NRW sollte noch im vergangenen 
Jahr eine 44-Stundenwoche auf freiwilliger 
Basis für Beamte eingeführt werden. Auch 

dieses Modell war nicht erfolgreich. Und 
Rufe nach einer Rente mit 70 sind wohl 
genauso unpopulär wie die nach verlän-
gerten Wochenarbeitszeiten. Ein Blick ins 
Ausland zeigt, dass der Schritt in die ent-
gegengesetzte Richtung, nämlich Wochen-
arbeitszeiten zu reduzieren, derzeit attrak-
tiver erscheint. 
Island hat seit letztem Jahr die Viertage-
woche eingeführt. Die Wochenarbeitszeit 
wurde von 40 auf 35 bzw. 36 Stunden re-
duziert. Das Gehalt bleibt gleich. Studien 
ermittelten, dass das Wohlbefinden der Ar-
beitnehmer teils deutlich verbessert wur-
de. In Teilen habe sich sogar die Produkti-
vität erhöht. Und die Menschen freuen sich 
über einen zusätzlichen Tag in der Woche 
mit Zeit für das Privatleben mit Familie 
und Co. Seit Juni wird in Großbritannien 
ein ähnliches Modell getestet, hier noch 
als Pilotprojekt. Das „100:80:100“-Modell 
gilt für rund 70 Unternehmen im Land: 
100 Prozent Gehalt, 80 Prozent Arbeitszeit, 
100 Prozent Produktivität, so das Verspre-
chen. Auf Erkenntnisse aus diesem Modell-
versuch muss aber noch gewartet werden. 
In Belgien wurde in diesem Jahr eben-
falls eine Viertagewoche beschlossen. In 
Deutschland setzen einzelne Unternehmen 
auch schon auf eine verkürzte Arbeitswo-
che mit 32 Stunden bei gleichem Gehalt. Ei-
ne flächendeckende Einführung erscheint 
allerdings bei dem jetzt schon eklatanten 
Fachkräftemangel in Deutschland derzeit 
utopisch. Dennoch ist die Politik dazu auf-
gerufen, Lösungen für den Fachkräfteman-
gel zu finden. Bund und Länder stehen vor 
großen Aufgaben, um die Lücken auf den 
Arbeitsmärkten zu schließen. 

Zeitaufwendige Suche

Doch gibt es Branchen, in denen Rückkeh-
rer in den Bereich und die Aufstockung 
von Arbeitszeiten ein wahrer Segen wären, 
so in der Pflege. Schätzungen zufolge wer-
den 2030 etwa sechs Millionen Menschen 
in Deutschland pflegebedürftig sein. Der 
Fachkräftemangel wird gleichzeitig weiter 
anwachsen. Dies zeigt eine aktuelle Stu-
die der Hans-Böckler-Stiftung „Ich pflege 
wieder, wenn …“. Demnach wird sich der 
Fachkräftemangel, der heute schon ekla-
tant ist, weiter verschärfen. Denn in den 
kommenden zehn bis zwölf Jahren werden 
etwa 500.000 Pflegekräfte das Rentenal-
ter erreichen. Zur Kompensation müssten 
jährlich 12.500 ausgebildete Fachkräfte in 
die Branche integriert werden. Zwischen 
den Jahren 2015 bis 2019 waren es jährlich 
aber nur etwa 10.750 Pflegekräfte. Schon 

https://www.diewirtschaft-koeln.de


	 Fachkräftemangel |  

www.diewirtschaft-koeln.de	 11

heute braucht es lange, bis offene Stellen 
in der Pflegebranche besetzt werden kön-
nen. Bis eine neue Krankenpflegefach-
kraft gefunden wurde, dauert es aktuell im 
Durchschnitt 230 Tage, 210 Tage bei einer 
Altenpflegefachkraft. Um dem großen Fach-
kräftemangel in der Branche entgegenzu-
wirken, könnten aufgestockte Arbeitszei-
ten, bspw. ein Wechsel von Teil- in Vollzeit, 
oder Berufsrückkehrer helfen. Würden 
diese Potenziale ausgeschöpft, könnten 
so laut Studie mindestens 300.000 Voll-
zeit-Pflegekräfte in Deutschland zusätzlich 
zur Verfügung stehen. Doch ohne einen 
positiven Wandel der Arbeitsbedingungen 
in der Pflege wird dies nicht klappen. Dass 
die Arbeitsbedingungen für viele Arbeit-
nehmer nicht akzeptabel sind, zeigt, dass 
in den ersten fünf Jahren nach der Ausbil-
dung etwa 25 Prozent der Pflegekräfte den 
Bereich bereits wieder verlassen. Der hohe 

Zeitdruck, zu wenig Personal und schlech-
te Arbeitsorganisation werden als Haupt-
gründe zum Abwandern genannt. Was 
sich ändern müsste, haben die im Rahmen 
der Studie befragten, ausgebildeten, aber 
„ausgestiegenen“ Pflegekräfte benannt. 
Die stärkste Motivation wäre laut Studie-
nergebnissen eine Personaldecke, die tat-
sächlich am Bedarf der pflegebedürftigen 
Menschen ausgerichtet ist, zudem äußern 
die Befragten den Wunsch nach besserer 
Bezahlung, besserer Vergütung von Fort- 
und Weiterbildungen sowie nach verlässli-
chen Arbeitszeiten. Mehr Zeit für mensch-
liche Zuwendung bräuchte es genauso wie 
verbindliche Dienstpläne. Doch dies kann 
die Pflegebranche nicht leisten. Im Gegen-
teil: Die Belastung der Pflegekräfte hat sich 
durch die Pandemie noch verstärkt. W
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Verdiente Mitarbeiter zu reaktivieren kann ein Mittel gegen den Fachkräftemangel sein
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Wie lange muss ich noch bis zur Rente arbeiten?
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FACH- UND ARBEITS- 
KRÄFTEMANGEL IN KÖLN
Die Coronapandemie hat in Köln für erhebliche Verschiebungen auf dem Arbeitsmarkt gesorgt. 
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Kann man mit der Lupe suchen: Fach- und Arbeitskräfte

Einige Branchen suchen auch lange nach Aufhebung des Lockdowns händeringend 
nach neuen Mitarbeitern. Köln als junge wachsende Stadt bietet ideale Voraussetzun-
gen für Fach- und Arbeitskräfte. Dennoch, ob Kneipenwirt oder Top-Personaler – alle 
tun sich mit der Beschaffung neuer passender Kräfte schwer.

Doch woran liegt es? Selbst für Fachleute 
ist es nicht leicht zu begreifen, was die Be-
setzung der alten Stellen mit neuem Perso-
nal so schwer macht. Uwe Esser, Betriebs-
leiter bei Peters Brauhaus in der Altstadt, 
meint dazu: „Als Familienunternehmen 
haben wir eine starke Basis, die uns wäh-
rend der Pandemie gestützt und die Mitar-
beiter abgesichert hat. Das danken sie uns 
mit ihrer großen Loyalität, auf die wir der-
zeit bauen können. Allerdings merken wir 
auch, dass wir kaum noch Aushilfen auf 
450-Euro-Basis bekommen.“
Auch viele weitere Unternehmen aus dem 
Gastrobereich bestätigen, dass diejenigen, 
die ihr Personal während der Schließung 
halten konnten, aktuell besser dastehen. 
Viele der 450-Euro-Jobber haben in an-
deren Branchen Fuß gefasst. Und dabei 
bemerkt, dass sich auch anderswo gutes 
Geld verdienen lässt – bei wesentlich frei-
zeitfreundlicheren Arbeitszeiten. Da kann 
man verschmerzen, dass am Ende des Mo-
nats das für die Gastro-Angestellten wich-
tige Trinkgeld fehlt.
Dazu kommt, dass sich die Sichtweise ge-

genüber einem Jobwechsel geändert hat. 
Der schnelle Wechsel von A nach B ist kein 
Makel mehr. Vielmehr zeigen sich die Men-
schen flexibel und sind neugierig auf neue 
Branchen. Oder sie finden neue, teils sogar 
besser dotierte Stellen bei Verwaltungen 
und Behörden, die momentan ebenfalls 
händeringend nach Büropersonal suchen. 
Und: Homeoffice und Arbeitszeiten, die 
der Work-Life-Balance Rechnung tragen, 
sind noch attraktiver geworden. Was für 
den Handel mit seinem umsatzstärksten 
Tag, dem Samstag, eher nicht gilt. Dieser 
Tag muss personell optimal besetzt sein 
– das will sich längst nicht mehr jeder Ar-
beitnehmer antun. In gleicher Weise mei-
den inzwischen auch viele Menschen den 
direkten Kundenkontakt, da Käufer sehr, 
sagen wir mal, anstrengend sind und sich 
Mitarbeiter diesen Auseinandersetzungen 
nicht mehr stellen möchten.
Auf ausgeschriebene Stellen als Lagerkraft 
oder Verkäufer, die früher von Studenten 
und Verkäuferinnen mit geringfügiger Be-
schäftigung erledigt wurden, sind Bewer-
bungen auf offene Stellen die Ausnahme. 

Aber auch die Bewerbung auf eine Ausbil-
dungsstelle wie auch der Einstieg in eine 
Führungsrolle ist für die Personaler schwer 
zu managen. Dabei bietet der Handel sehr 
attraktive Jobs und man kann schnell sehr 
eigenständig arbeiten.
Dazu meint Lisa Pötter, Geschäftsleitung 
„Bad & Wellness“ bei der Hasenkamp Gm-
bH: „Wir haben vor einigen Monaten als 
Bochumer Handwerksbetrieb unseren 
Showroom für Bäder, Saunen und Whirl-
pools in der Kölner Innenstadt eröffnet. In 
unserer mittlerweile dritten Ausstellung 
haben wir bereits viele interessierte Kun-
den gewinnen können. Nach wie vor su-
chen wir allerdings noch fachkompetentes 
Personal in Teilzeit für unseren Verkauf 
von hochwertigen Badprodukten.“
Ähnlich sieht es Oliver Jahn, Geschäfts-
leiter Schuhhaus Zumnorde Köln  auf der 
Schildergasse: „Köln ist so lebendig und 
ein toller Handelsstandort, wir finden aber 
kaum Personal selbst auf geringfügig be-
schäftigter Basis. Wo sind all die Studenten 
oder Verkäuferinnen, die mit großer Passi-
on unser tolles Sortiment verkaufen?“
In der Hotellerie zeigt sich ein ähnliches 
Bild wie im Handel. Die Mitarbeiter der Ab-
teilung Human Resources tun sich schwer, 
überhaupt Personal zu bekommen, ganz 
gleich ob als Mitarbeiter an der Rezeption, 
im Service oder für Führungspositionen. 
Noch schwieriger wird es, sie dann zu hal-
ten und ans Unternehmen zu binden. Im 
Hotelgewerbe arbeitet man bereits heute 
schon teilweise mit Viertagewochen, um 
überhaupt noch für Mitarbeiter attraktiv 
zu sein. Beim DEHOGA hat man eine Of-
fensive gestartet, um für die Branche mit 
Imagefilmen zu werben.
Es steht jedenfalls fest, dass Bewerber mo-
mentan gute Aussichten haben. Der Fach-
kräftemangel – nicht nur in den Pflege-
berufen – wird spürbar und noch Jahre 
anhalten. Im Lebensmittelhandel ist Bewe-
gung. Er hat viele Studierende und Teilzeit-
beschäftigte aufgenommen, die sonst ihre 
Einkommensmöglichkeit verloren hätten. 
Seitens des Bundes wurde sich in der Ver-
gangenheit um diese Gruppe wenig bis gar 
nicht gekümmert. W

Heribert Eiden
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MIT DER ZEIT GEHEN
CBH Rechtsanwälte ziehen ins hochmoderne Haus am Rudolfplatz

Nach fast drei Jahrzehnten in der Bismarckstraße sind die CBH Rechtsanwälte Mitte 
Mai 2022 in das Haus am Rudolfplatz gezogen. „Das starke Wachstum machte eine 
räumliche Veränderung notwendig“, sagt CBH-Geschäftsführerin Nadja Siebertz im 
Interview mit w. Mitten in der City, in unmittelbarer Nähe zu Ru-
dolfplatz und Hahnentor, werden also zukünftig die rund 90 Rechtsanwälte*innen 
mit fachübergreifender Expertise in hochmodernen Räumlichkeiten für das Recht 
ihrer Mandantschaft kämpfen.

CBH hat mit rund 160 Mitarbeitenden fünf 
Etagen des achtgeschossigen Designobjekts 
von Architekt Max Dudler bezogen. Insge-
samt 5.000 Quadratmeter Bürofläche ver-
sprechen komfortables und auch zeitgemä-
ßes Arbeiten mit spektakulärer Aussicht 
auf den Dom und auf das rege Treiben in 
der pulsierenden Innenstadt. Neben den 
Büros für Anwälte und Mitarbeitende gibt 
es unter anderem Flexräume, die beson-
ders das kooperative Arbeiten im Team er-
möglichen sollen. „In den letzten 30 Jahren 
hat sich viel in der Arbeitswelt verändert“, 
weiß Nadja Siebertz, die selbst seit über 20 
Jahren als Anwältin bei CBH tätig ist. „Heu-
te sind die Hierarchien flacher und wir 
kommen viel mehr in Teams zusammen. 
Diesem Anspruch trägt die neue Immobi-
lie Rechnung.“ Es gibt zudem auf allen Eta-
gen offene Küchen und in der 7. Etage einen 
großen Multifunktionsraum mit angeglie-
derter Kantine. „Mit vertretbarem Aufwand 
können wir sogar unsere geschlossenen 
Büros in offene Bürowelten verwandeln“, 
ergänzt Johannes Ristelhuber, Rechtsan-
walt und CFO bei CBH. Das neue Domizil 
bietet zudem ideale Möglichkeiten für in-
terne und externe Events mit Unterstüt-
zung modernster Konferenztechnik.

Durchdachtes 
Nachhaltigkeitskonzept

Auch das Thema Nachhaltigkeit hat bei 
CBH einen hohen Stellenwert. „Die Tem-
peraturregulierung läuft bei uns beispiels-
weise nicht über Energie fressende Klima-
anlagen, sondern über Kühlsegel an den 
Decken“, erklärt Johannes Ristelhuber. 
Plastikflaschen gibt es nicht mehr. Statt-
dessen zapfen sich die Mitarbeitenden das 
aufbereitete Trinkwasser direkt aus den 
Wasserhähnen in ihre persönlichen Glas-
flaschen. Der Müll wird getrennt und in den 
Büros wird möglichst papierlos gearbeitet. 
Digitale Akten gelten hier als das System 
der Zukunft. Dem Team und den Besuchern 
stehen im Basement etwa 60 Fahrrad-Plät-
ze zur Verfügung, Ladestationen für E-Bikes 
inklusive. „Und wer von weiter herkommt, 
kann selbstverständlich duschen“, so Jo-
hannes Ristelhuber. Auf der Dachterrasse 
sollen zukünftig Bienenvölker ein neues 
Zuhause finden. Eine DGNB-Gold-Zertifizie-
rung für das Gebäude ist in Arbeit. „Wenn 
wir als Arbeitgeber attraktiv bleiben wol-
len, müssen wir umdenken und mit der Zeit 
gehen“, erklärt Nadja Siebertz das durch-
dachte Nachhaltigkeitskonzept.

Rechtsbeistand rund um 
den Green Deal

Auch inhaltlich spielt der Green Deal bei 
CBH bereits eine Rolle. „Von der rechtlichen 
Seite aus geht es zum Beispiel um die kom-
merzielle und wissenschaftliche Nutzung 
von Wasserstoff-Technologien. Diese Pro-
zesse müssen alle rechtlich begleitet wer-
den“, erklärt Johannes Ristelhuber. In der 
CBH-Dependance in Brüssel wurde darüber 
hinaus eine eigene Abteilung eingerichtet, 
die Unternehmen bei der Beschaffung von 
EU-Fördermitteln hinsichtlich des Green 
Deals berät und begleitet. „Wenn also zum 
Beispiel eine Kommune ihre Busflotte auf 
Elektrik umstellen will, stellen wir den Kon-
takt zu den richtigen Ansprechpartnern aus 
unserem Netzwerk her und übernehmen 
später den Rechtsbeistand“, erklärt der An-
walt. Als eine der 50 größten Wirtschafts-
kanzleien in Deutschland steht CBH auch 
für nachhaltige und damit intensive Man-
datsbeziehungen. „Uns geht es nicht um zü-
gig abrechenbare Einzelmandate, sondern 
um eine langfristige Zusammenarbeit und 
dementsprechend nachhaltigen Erfolg“, be-
tont Johannes Ristelhuber. Beständigkeit 
spiegeln auch die Unternehmenszahlen wi-
der, sogar in Krisenzeiten. „Corona war für 
alle Unternehmen, auch in der Rechtsbran-
che, eine große Herausforderung. Trotzdem 
waren 2020 und 2021 sehr starke Jahre, an 
denen wir gewachsen sind, auch und gerade 
weil wir in der Lage waren, uns flexibel auf 
die neuen Bedürfnisse unserer Mandanten 
einzustellen“, bilanziert Nadja Siebertz. W

Astrid Waligura

  Weitere Infos unter www.cbh.de

Fo
t o:  A

lex W
eis

Fo
to:  H

arald O
pperm

ann

Im Mai 2022 konnte das CBH-Team die Etagen 3 bis 7 im Haus am Rudolfplatz beziehen

Johannes Ristelhuber und Nadja Siebertz 
(CBH-Geschäftsführung)

https://www.diewirtschaft-koeln.de
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ZU VIEL BÜROKRATIE
Onlinehändler meiden internationale Geschäfte

Im Internet bestellt und kurze Zeit später geliefert, der Onlinehandel boomt und lie-
fert auch über die Grenzen des Landes hinweg große Geschäftsmöglichkeiten. Doch 
liegen beim internationalen Vertrieb zahlreiche bürokratische Stolpersteine im Weg. 
Daher meiden Händler diesen Aufwand und bleiben mit ihren Geschäften auf dem 
nationalen Markt, wie eine Untersuchung der Deutschen Industrie- und Handels-
kammer zeigt.

Die Untersuchung „Cross-Border-E-Com-
merce“ der DIHK untersucht die aktuel-
le Lage der Onlinehändler, nennt Hürden 
und zeigt Lösungen auf. Die Analyse zeigt, 
dass ein internationaler Vertrieb innerhalb 
des EU-Binnenmarkts als schwierig ange-
sehen wird. Denn innerhalb der EU gibt 
es große Unterschiede etwa bei Umsatz-
steuersätzen, Anforderungen hinsichtlich 
Verpackung und Entsorgung. In Staaten 
außerhalb der EU kommen noch weite-
re Herausforderungen auf die Händler zu, 
bspw. bei der Zollabwicklung bis hin zur 
Product Compliance. 
Dies belegt eine bundesweite Unterneh-
mensbefragung, die die Industrie- und 
Handelskammern (IHKs) und der Deutsche 
Industrie- und Handelskammertag (DIHK) 
gemeinsam mit dem bei der Universität 
Regensburg angesiedelten Institut ibi re-
search durchgeführt haben. Dabei wurde 
untersucht, in welchem Umfang und auf 
welchen Wegen hiesige Betriebe Waren ins 
Ausland verkaufen und welche Probleme 

es dabei gibt. Untersucht wurden strategi-
sche, operative und regulatorische Fakto-
ren, die sich auf den unternehmerischen 
Erfolg im internationalen E-Commerce aus-
wirken. 
Etwa 440 Betriebe nahmen an der Erhe-
bung teil. 51 Prozent der Betriebe verkau-
fen Produkte oder Dienstleistungen gren-
züberschreitend, 23 Prozent der Befragten 
nehmen Aufträge aus dem Ausland zu-
mindest entgegen. 17 Prozent der Betrie-
be liefern ihre Waren nur deutschlandweit 
aus und möchten daran auch erst einmal 
nichts ändern. Hier zeigen sich allerdings, 
je nach Betriebsgröße, deutliche Unter-
schiede. Große Firmen (72 Prozent) wie 
auch Industrieunternehmen (89 Prozent) 
verkaufen ihre Waren und Dienstleistun-
gen aktiv ins Ausland. Bei kleinen Betrie-
ben oder Einzelhändlern sind es mit je-
weils 39 Prozent vergleichsweise wenige 
Unternehmen, die Waren und Leistungen 
exportieren.

Hürden bei 
Auslandsgeschäften

Die Untersuchung zeigt, dass das inter-
nationale Onlinegeschäft mit zahlreichen 
Hürden verbunden ist. Hohe Versandkos-
ten und rechtliche Unsicherheiten geben 
die Befragten als Hauptgründe an, wieso 
sie nicht ins Ausland verkaufen möch-
ten. Zollabwicklung, Steueraufwand und 
Zeitmangel sind weitere Faktoren, die 
Unternehmen vor Auslandsgeschäften 
zurückschrecken lassen. „27 verschiede-
ne Verpackungs- und Elektroschrottbe-
stimmungen innerhalb der EU und un-
terschiedliche Umsatzsteuerregelungen 
in jedem EU-Land überfordern viele Un-
ternehmen", kommentiert Ilja Nothna-
gel, Mitglied der DIHK-Hauptgeschäfts-
führung, die Ergebnisse und ergänzt: 
„Letztlich sehen sich Unternehmen da-
ran gehindert, den Sprung in interna-
tionale Märkte zu wagen. Obwohl diese 
große Chancen und ein erhebliches Um-
satzpotenzial bieten. Gerade auf europäi-
scher Ebene sollte Harmonisierung mehr 
als nur ein Schlagwort sein, insbeson-
dere im Steuer- und Umweltrecht. Daher 
sollte die Harmonisierung von Regeln im 
EU-Binnenmarkt forciert und ein interna-
tionales E-Commerce-Abkommen inner-
halb der WTO vorangetrieben werden." 
Ähnlich sieht dies Georg Wittmann, Ge-
schäftsführer von ibi research. Er erblickt 
im Auslandsvertrieb, trotz der einen oder 
anderen Hürde „eine Riesenchance für 
die deutsche Wirtschaft“. Umsatzsteige-
rung für Unternehmen jeder Größe seien 
auch unabhängig von einzelnen Märkten 
und Vertriebskanälen möglich. „Ich den-
ke, hier liegt viel Potenzial in den nächs-
ten Jahren", so Wittmann.
Werden Waren ins Ausland verkauft, sind 
die direkten Nachbarländer bevorzug-
te Absatzmärkte deutscher Betriebe. 54 
Prozent der Befragten geben Österreich 
als einen ihrer fünf umsatzstärksten Ab-
satzmärkte an. 37 Prozent nennen die 
Schweiz. Die USA, Großbritannien und 
China belegen hinter Frankreich, den Nie-
derlanden und Italien nur die Plätze sechs 
bis acht in der Rangliste. W

Christian Esser
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Waren korrekt durch den Zoll bringen? Bürokratie lässt Betriebe vor Exporten zurückschrecken.
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SCHWARZ-GRÜN 
ÜBERNIMMT
Neue Regierung im NRW-Landtag steht

Die beiden Gewinner der NRW-Landtagswahl 2022, CDU und Grüne, haben ihre Ar-
beit als neue NRW-Regierung unter Ministerpräsident Hendrik Wüst aufgenommen. 
Dem waren Koalitionsverhandlungen vorausgegangen. In den kommenden fünfein-
halb Jahren soll der „Zukunftsvertrag für Nordrhein-Westfalen“ umgesetzt werden.

Hendrik Wüst wurde als Ministerpräsident 
von NRW wiedergewählt. Von den 181 anwe-
senden Abgeordneten bekam der CDU-Poli-
tiker 106 Stimmen, 74 stimmten mit Nein, 
es gab eine Enthaltung. Damit fehlten vier 
Stimmen aus dem schwarz-grünen Lager. Es 
ist die erste schwarz-grüne Regierungskoa-
lition in NRW. Bis zur Landtagswahl regierte 
in NRW die CDU zusammen mit der FDP. Die 
wichtigste Aufgabe der neuen schwarz-grü-
nen Regierung im NRW-Landtag soll der 
Klimaschutz werden. „Erfolgreicher Klima-
schutz, erfolgreicher Artenschutz gelingt, 
wenn wir gleichzeitig die sozialen Errun-
genschaften unseres Gemeinwesens garan-

tieren: unseren Wohlstand und die soziale 
Sicherheit und Gerechtigkeit“, so der alte 
und neue Ministerpräsident Wüst. Er appel-
lierte zudem an alle im Landtag vertrete-
nen Parteien, sich angesichts der aktuellen 
und anstehenden Herausforderungen nicht 
in politischem „Klein-Klein“ zu verlieren. 
„Nur ein konstruktives Zusammenwirken 
von Regierung und Opposition bringt beste 
Ergebnisse für die Menschen. Im konstruk-
tiven Diskurs kommt es auf uns alle an. Jede 
demokratische Partei hat in der Vergangen-
heit zum Fortschritt Nordrhein-Westfalens 
beigetragen. Was die SPD für den Zusam-
menhalt getan hat, nicht nur unter Johan-

nes Rau, hat Nordrhein-Westfalen zu dem 
weltoffenen, vielfältigen Land gemacht, 
das es heute ist. Mit ihrem Zutrauen in un-
ternehmerische Eigenverantwortung und 
Gründergeist hat die FDP in diesem Land 
viele Bremsen gelöst, nicht nur in den letz-
ten fünf Jahren. Über Parteigrenzen hinweg 
gemeinsame Ideen für Nordrhein-Westfalen 
entwickeln: Auf diese Stärke sollten wir uns 
besinnen. Ich reiche allen demokratischen 
Fraktionen die Hände, eine neue Kultur des 
Dialogs zu etablieren“, sagte Wüst. Wüsts 
Koalitionspartner, die Grünen, sehen NRW 
ebenfalls vor großen Herausforderungen. 
„Der von GRÜNEN und CDU beschlossene 
Koalitionsvertrag bietet ein stabiles inhalt-
liches Fundament, um sie entschlossen an-
zugehen. Uns allen ist aber klar, dass die 
Realität sich oft genug dadurch auszeich-
net, dass sie anders kommt. In diesem Geis-
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te werden wir als selbstbewusste Landes-
partei […] in verschiedenen Formaten in 
den Austausch gehen, werden unsere pro-
grammatischen Grundsätze weiterentwi-
ckeln und neue Antworten finden. Wir sind 
uns dessen bewusst, dass wir als Partei in 
Regierungsverantwortung eine besondere 
Rolle einnehmen. Diese werden wir in aller 
Ernsthaftigkeit angehen“, so Yazgülü Zey-
bek und Tim Achtermeyer, Landesvorsit-
zende der Grünen NRW.

Was Schwarz-Grün plant

Wie geschildert, ist Klimaschutz das größ-
te Thema der neuen Regierung. Das Kli-
maschutzgesetz NRW soll bald überar-
beitet werden, außerdem soll es einen 
Klima-Check für neue und bestehende För-
derprogramme des Landes geben. Die Land-
tagsverwaltung inklusive der Universitäten 
und Hochschulen sollen bis 2030 klima-
neutral sein, die Landesgesellschaft für 
Energiewende und Klimaschutz soll ausge-
baut werden. Zudem soll NRW mit Blick auf 
die Abhängigkeit von russischen Energi-
eimporten energiesouverän werden. Erneu-
erbare Energien sollen schneller ausgebaut 

werden. Tausend neue Windkraftanlagen 
sollen entstehen, die Mindestabstände zwi-
schen Anlagen und bebauten Gebieten sol-
len abgeschafft werden. Der Kohleausstieg 
soll bis 2030 umgesetzt werden, sofern die 
Versorgungssicherheit gewährleistet ist.
Beim Verkehr plant Schwarz-Grün das An-
gebot im ÖPNV bis 2030 um 60 Prozent 
zu erhöhen. S-Bahnen sollen im 15-Minu-
tentakt fahren, zuerst vor allem auf den 
Hauptstrecken. Direktverbindungen sollen 
ausgebaut werden. Der ÖPNV in NRW soll 
zudem vollständig dekarbonisiert werden. 
Das Radwegenetz soll ebenfalls ausgebaut 
werden, bis 2027 sollen tausend Kilometer 
neue Radwege in NRW gebaut sein. Bei den 
Verkehrsstraßen will die Regierung nach 
dem Prinzip „sanieren statt neu bauen“ vor-
gehen. Mehr Güter sollen auf der Schiene 
transportiert werden. Am Flughafen Köln/
Bonn sollen Passagierflüge in der Nacht 
deutlich reduziert werden. 
Auch im Bereich Digitalisierung soll sich 
NRW verbessern. Dazu soll eine Datenstra-
tegie für NRW erarbeitet werden, um Ziele 
wie eine innovative und faire Datenökono-
mie und eine informierte Zivilgesellschaft 
zu erreichen. Netze sollen ausgebaut wer-

den, mehr Haushalte sollen ans Glasfaser-
netz angeschlossen werden. Die Umsetzung 
in NRW der eAkte und der eLaufmappe soll 
bis spätestens 2025 vollzogen sein. 
CDU und Grüne wollen künftig einen Haus-
halt ohne neue Schulden aufstellen, so wie 
es die Schuldenbremse vorsieht. Ab 2024 
soll mit der Tilgung der aufgenommenen 
Kredite für den Corona-Rettungsschirm be-
gonnen werden. Die NRW.Bank soll sich in-
nerhalb der kommenden Legislaturperiode 
zur nachhaltigsten und digitalsten Förder-
bank Deutschlands entwickeln. 
Die Bauwirtschaft sei eine Schlüsselwirt-
schaft in NRW, heißt es im Koalitionsvertrag. 
Bessere Digitalisierung und klimaneutrales 
Bauen sollen die Regel sein. Die öffentliche 
Wohnraumförderung soll wie bisher fortge-
setzt werden, zudem will die Regierung prü-
fen, ob das „Recht auf Wohnen“ ein Staats-
ziel in der NRW-Verfassung werden kann. 
Das Land will zudem mehr Mittel für Moder-
nisierungsmaßnahmen zur Verfügung stel-
len, gleichzeitig sollen bis 2027 45.000 neue 
Wohnungen im mietpreisgebundenen Seg-
ment gebaut werden. W 

Christian Esser

Das sind die neuen NRW-Minister:
→	 Hendrick Wüst (CDU) 

Ministerpräsident
→	 Mona Neubaur (Grüne) 

Ministerium für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie

→	 Marcus Optendrenk (CDU) 
Ministerium der Finanzen

→	 Herbert Reul (CDU) 
Ministerium des Inneren

→	 Josefine Paul (Grüne) 
Ministerium für Kinder, Jugend, 
Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration

→	 Karl-Josef Laumann (CDU) 
Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales

→	 Dorothee Feller (CDU) 
Ministerium für Schule und Bildung

→	 Ina Scharrenbach (CDU) 
Ministerium für Heimat, Kommunales, 
Bau und Digitalisierung

→	 Benjamin Limbach (Grüne) 
Ministerium der Justiz

→	 Oliver Krischer (Grüne) 
Ministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Verkehr

→	 Silke Gorißen (CDU) 
Ministerium für Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz

→	 Ina Brandes (CDU) 
Ministerium für Kultur 
und Wissenschaft

→	 Nathanael Liminski (CDU) 
Ministerium für Bundes- 
und Europaangelegenheiten, 
Internationales sowie Medien

ERNTEFRISCH VERARBEITET   100% aus Österreich

Bestellung:
Tel.: +49 (0) 8033 6929 190

Info: +43 699 8168 5122
office@aronialand.at

www.aronialand.at

Aronia B-Komplex
Er besteht zu 86% aus Aronia Direktsaft, zu 11% aus
Sauerkirschsaftkonzentrat und zu 3% aus schwarzer Johannisbeere.
 Thiamin trägt zu einer normalen
 Herzfunktion bei.
 Riboflavin trägt zur Veringerung
 von Müdigkeit und Ermüdung bei.
 Trägt zu einer normalen Funktion
 des Immunsystems bei. 
 Trägt zu einer normalen Funktion
 des Nervensystems bei. 
 Eisen trägt zur normalen Bildung von
 roten Blutkörperchen und Hämoglobin bei.

▲

B12

B6

B2

B1



 | Macher & Märkte	

18	 www.diewirtschaft-koeln.de

SCHWARZ-GRÜNE 
KOALITION IN NRW 
Mehr Verbindendes als Trennendes in der Medienpolitik
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Das neue Kabinett wird unter Führung von Ministerpräsident 
Hendrik Wüst seinen Platz im Plenarsaal des Landtags einnehmen

Die schwarz-grüne NRW-Landesregierung hat sich viel vorgenommen in der Medien-
politik. Gerade für den Medienstandort Köln gilt es jetzt, nicht den Anschluss zu ver-
lieren. Kölner Studierende haben in einem Projekt analysiert, was über den Koaliti-
onsvertrag hinaus bei CDU und Grünen wichtig werden dürfte.

Vertrauenswürdigkeit, Vielfalt und Medi-
enkompetenz sind die wichtigsten Säulen, 
die eine schwarz-grüne Medienpolitik für 
NRW ausmachen sollen. Sowohl die CDU 
als auch die Grünen haben bereits in ihren 
Wahlprogrammen die Gefahr der gezielten 
Desinformation thematisiert und setzen 
auf professionellen Journalismus als de-
mokratisches Gegengewicht. Das Ziel, viel-
fältige Medienprodukte zu erhalten, eint 
die beiden Parteien. Ein Schwerpunkt liegt 
dabei im Journalismus auf lokaler und re-
gionaler Ebene. Ein Schlüsselprojekt ist 
der Einsatz für gemeinnützigen Journalis-
mus, der auch durch Spenden finanziert 
wird. Einen solchen Vorstoß hatte bereits 
die schwarz-gelbe Vorgängerregierung im 
Bundesrat gemacht. 

Öffentlich-Rechtliche: 
Verteidigen & entwickeln

Beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk setzt 
sich Schwarz-Grün von der Linie der Libe-
ralen ab, die Reduktionen gefordert hatten. 
„Wir verteidigen den WDR entschieden ge-

gen populistische Attacken von rechts und 
sichern weiterhin seine Finanzierung ab“, 
haben die Grünen als Ziel formuliert. Die 
Landesrundfunkanstalt WDR müsse sich 
weiterentwickeln und gesellschaftlich rele-
vant bleiben. Dazu gehöre unter anderem, 
das mehrsprachige Angebot des WDR wie-
der „deutlich auszuweiten“ und Jugendli-
che verstärkt als Zielgruppe zu erreichen. 
Die CDU fordert eine „Profilschärfung“ 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und 
stellt besonders darauf ab, dass er gerade 
da zur inhaltlichen Vielfalt beitragen sol-
le, wo dies durch private Medien „weniger 
gewährleistet werden“ könne. Über kon-
krete Einschränkungen und Ausweitungen 
der Angebote könnte es im Detail aber noch 
zu Auseinandersetzungen zwischen Union 
und Grünen in NRW kommen.

Parteien setzen 
auf unterschiedliche 

Institutionen

Für den privaten Rundfunk werben beide 
Parteien für eine Stärkung des Lokalfunks. 

Die CDU denkt vor allem an niedrigere Kos-
ten für Übertragung und Verbreitung, die 
Grünen besonders an eine Ausweitung des 
Medienkonzentrationsrechts auf digitale 
Medien. Die Partner bekennen sich auch 
zur Förderung von Medienkompetenz. Kon-
kret zeigt sich beim Vergleich der Wahlpro-
gramme jedoch, dass jeweils auf unter-
schiedliche Institutionen gesetzt wird. Die 
CDU sieht in erster Linie die Landesanstalt 
für Medien (LfM) und das Grimme-Institut 
in der Pflicht, die Grünen setzen insbeson-
dere auf das „Mediennetzwerk NRW“, das 
Mediengründerzentrum oder den Landes-
verband Bürgermedien – außerdem for-
dern sie eine neue, gemeinsame Medien-
anstalt der Länder. Im Koalitionsvertrag 
ist das überraschend allgemein formuliert, 
sodass auch hier Klärungsbedarf besteht.
In der Netzpolitik sprechen sich sowohl 
CDU als auch Grüne für mehr seriöse Infor-
mation aus. Die Union will das vor allem 
über den Aufbau einer länderübergreifen-
den digitalen Plattform in Europa errei-
chen, die Grünen dagegen setzen auf eine 
Zusammenführung aller öffentlich-rechtli-
chen Mediatheken zu einer gemeinsamen 
Plattform. Im Partner-Vertrag für die Lan-
desregierung finden sich beide Positionen. 

→ Hinweis:
CDU und Grüne in NRW haben ihre Koa-
litionsgespräche mittlerweile beendet, 
das neue Kabinett besetzt und die neuen 
Mitglieder des Kabinetts zudem bereits 
vereidigt. Master-Studierende des Studi-
engangs „Digitaler Journalismus“ der Köl-
ner HMKW Hochschule für Medien, Kom-
munikation und Wirtschaft haben unter 
Leitung von Medien- und Politikwissen-
schaftler Prof. Dr. Frank Überall die 
Schnittmengen von CDU und Grünen in 
der NRW-Medienpolitik aufgearbeitet und 
dazu die Wahlprogramme systematisch 
ausgewertet. Teilnehmende waren die 
Studierenden Rojda Comak, Jan Ewertsen, 
Julia Faltermeier, Melina Gramsch, Maxi-
milian Heimerzheim, Lea Kropff, Bennett 
Rampelt, Sharmini Sivanathan, und Juri 
Stavenhagen. W	

Frank Überall

https://www.diewirtschaft-koeln.de
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WEG ZUR KLIMA- 
NEUTRALITÄT
Bundesbericht Energieforschung zeigt Förderungen & Innovationen

Das Bundeskabinett hat den Bundesbericht Energieforschung 2022 verabschiedet. 
In dem Bericht wird ein ausführlicher Überblick über die Förderpolitik der Bundes-
regierung aufgezeigt und stellt zugleich Fortschritte im 7. Energieforschungspro-
gramm vor. Im Jahr 2021 unterstützte der Bund die Forschung für die Energiewende 
mit etwa 1,31 Milliarden Euro. 

Der Bundesbericht Energieforschung 2022 zeigt, dass die Bundesre-
gierung 6.995 Forschungs-, Entwicklungs- und Demonstrationspro-
jekte mit 878,24 Millionen Euro gefördert hat. 314,42 Millionen Eu-
ro gingen in die institutionelle Förderung des Forschungsbereichs 
Energie der Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren. 
Im Vordergrund beim 7. Energieforschungsprogramm steht der be-
schleunigte Transfer von Innovationen in die energiewirtschaft-
liche Praxis. Um dies zu ermöglichen, setzt die Bundesregierung 
ebenfalls auf strategische Förderformate, wie die Reallabore der 
Energiewende des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klima-
schutz sowie Wasserstoff-Leitprojekte des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung. Darüber hinaus zeigt der Bundesbericht 
Energieforschung ausgewählte Highlight-Projekte, die in besonde-
rer Weise zum Fortschritt bei der Energiewende beitragen sollen.

Deutschland soll 
klimaneutral werden

Das Ziel der Bundesregierung sind die Klimaneutralität Deutsch-
lands sowie eine deutlich niedrigere Abhängigkeit von Energieim-
porten als bisher. Besonders der bewaffnete Konflikt in der Ukrai-
ne führte bei den Energieimporten zu einem deutlichen Umdenken. 
Die Ziele der Regierung können allerdings nur erreicht werden, so-
fern durch einen konsequenten Ausbau der Versorgungssysteme 
mit erneuerbaren Energien, mehr Energieeinsparungen und -effi-
zienz neue Möglichkeiten geschaffen bzw. intensiviert werden. Zu-
dem soll der Markthochlauf bei grünem Wasserstoff intensiviert 
und schneller vorangetrieben werden. Einen Beitrag dazu soll vor 
allem die Energieforschung mit ihren Innovationen leisten. Zudem 

sollen Forschungsergebnisse so schnell wie 
möglich für die Energiewende bereitstehen 
und umgesetzt werden.
Federführend für das 7. Energieforschungs-
programm ist das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz. Weiterhin an 
dem Programm sind beteiligt: das Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung im 
Bereich der Grundlagenforschung, das Bun-
desministerium für Ernährung und Land-
wirtschaft im Bereich der Bioenergie sowie 
das Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz, nukleare Sicherheit und Verbrau-
cherschutz für die Förderung der nuklearen 
Sicherheitsforschung.
Zugleich liefert der Bundesbericht Energie-
forschung neben der Bundesebene weiter-
hin Erkenntnisse zur Förderung durch die 
Länder sowie zur EU-Forschungspolitik im 
Energiebereich und betrachtet zudem die 
internationale Zusammenarbeit in der Ener-
gieforschung. EnArgus, das zentrale Infor-
mationssystem zur Energieforschung des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Klimaschutz, stellt die Zahlen zur Projekt-
förderung im Forschungsbericht ausführ-
lich dar und bietet zugleich umfangreiche 
Einblicke in laufende und abgeschlossene 
Forschungsvorhaben. W

Christian Esser
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Nur mit Forschung können grüne Innovation ausgetüftelt werden
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WENIGER 
BAUGENEHMIGUNGEN
Stadt Köln stellt Bautätigkeitsstatistik vor
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Zahlreiche Projekte sind derzeit im Bau, doch kommen 
auch genügend nach, um den Bedarf zu decken?

Das Amt für Stadtentwicklung und Statistik der Stadt Köln hat für das Jahr 2021 im 
Rahmen des Kurzberichts „Kölner Statistische Nachrichten – 7/2022: Auswertung 
der Bautätigkeitsstatistik 2021“ aktuelle Wohnungsbauzahlen veröffentlicht. Dem-
nach gingen die Baugenehmigungen im Vergleich zum Jahr 2020 zwar zurück, aller-
dings konnten mehr Bauprojekte abgeschlossen werden als noch 2020.

Die Auswertung der Kölner Statistiker hat 
ergeben, dass sich die Anzahl der Bauge-
nehmigungen im Jahr 2021 gegenüber dem 
Wert von 2020 mit neun Prozent deutlich 
verringert hat. Die Zahlen zeigen aller-
dings auch, dass 2021 deutlich mehr Woh-
nungen fertiggestellt werden konnten als 
noch im Jahr 2020. 25 Prozent mehr Woh-
nungen konnten fertiggestellt werden. Die 
Bautätigkeitsstatistik für 2021 zeigt zu-
dem eine besondere Auffälligkeit, nach 
der es einen neuen Höchststand beim Bau-
überhang gibt. Dieser beläuft sich für das 
Jahr 2021 auf über 9.400 Wohnungen und 
ist damit im Vergleich zu 2020 um neun 
Prozent gestiegen. „Wohnungsbau ist ei-
ne Gemeinschaftsaufgabe, bei der Politik, 
Verwaltung und Wohnungswirtschaft eng 
zusammenarbeiten müssen. Wenn wir es 
schaffen, ab 2023 regelmäßig mehr als 
4.000 Wohnungen zu genehmigen, haben 
wir einen guten Job gemacht. Bis zu 6.000 

Wohnungen im Jahr zu genehmigen, muss 
aber mittelfristig unser Ziel bleiben“, sagt 
Markus Greitemann, Beigeordneter für Pla-
nen und Bauen der Stadt Köln. 

Weniger 
Genehmigungen

Die Auswertungen innerhalb des Kurzbe-
richts „Kölner Statistische Nachrichten 
– 7/2022: Auswertung der Bautätigkeits-
statistik 2021“ zeigen drei klare Trends 
auf, die deutlich erkennbar sind. So liegt 
die Zahl der Baugenehmigungen seit den 
2010er-Jahren auf einem stabilen Niveau. 
Jährlich werden durchschnittlich etwa 
3.300 Baugenehmigungen für Wohnun-
gen erteilt. 2021 wurden insgesamt 3.330 
Wohnungen durch die städtische Bauauf-
sicht genehmigt. Dies entspricht einem Mi-
nus von neun Prozent bzw. 329 Wohnun-

gen weniger als im Jahr 2020. Der Großteil 
der genehmigten Wohnungen entfällt auf 
Aufträge von Wohnungsbauunternehmen, 
besonders häufig wurden im vergangenen 
Jahr Dreizimmerwohnungen genehmigt 
(32 Prozent aller Wohnungen).
Bei den ermittelten Fertigstellungen be-
wegt sich der Mittelwert mit einigen Aus-
reißern seit einigen Jahren um die Größe 
von knapp unter 3.000 Wohnungen jähr-
lich. Allerdings weist die Statistik seit 2019 
deutlich niedrigere Werte aus als noch zu 
Beginn der 2010er-Jahre. Die Zahl der fer-
tiggestellt gemeldeten Wohnungen lag im 
abgelaufenen Jahr 2021 bei 2.520. Dies wa-
ren etwa 500 Wohnungen mehr als noch 
im Jahr 2020. Dies entspricht einem Plus 
für 2021 von etwa 25 Prozent. Trotzdem lag 
der Wert für 2021 weiterhin deutlich unter 
dem Durchschnitt der Jahre 2010 bis 2019 
(etwa 470 Einheiten weniger). 

Hoher Überhang

Anders sieht es bei der Entwicklung des 
Bauüberhangs aus, also der Anzahl der 
Wohnungen, für die eine Baugenehmi-
gung vorliegt, die aber noch nicht fertig-
gestellt wurden, auf einem Niveau deut-
lich oberhalb der Durchschnittswerte der 
Jahre 2010 bis 2019. Dies trifft sowohl auf 
die Jahre 2020 als auch 2021 zu. Der Bau-
überhang stieg seit 2018 von 6.740 auf 
nun 9.433 Wohnungen kontinuierlich an. 
Seit Ende der 1990er gab es in Köln keinen 
so hohen Wert mehr. Von den 9.433 Woh-
nungen im Bauüberhang befanden sich 40 
Prozent noch gar nicht im Bau, 32 Prozent 
im Rohbau und 28 Prozent sind rohbau-
fertig. Für fast neun von zehn Wohnun-
gen im Überhang liegt die Erteilung der 
Baugenehmigung maximal zwei Jahre zu-
rück, sprich die Genehmigung wurde frü-
hestens 2019 erteilt. Der Bestand bei ge-
förderten Mietwohnungen (1. Förderweg/
Einkommenstyp A) sank seit 2020 leicht 
auf 37.916 Einheiten. Die Ursache der ver-
änderten Zahlen liege laut Stadt Köln vor 
allem an Datenbereinigungen. W

Christian Esser

https://www.diewirtschaft-koeln.de


Modernes Arbeiten 
in bester Lage,
hier in Köln-Deutz.

www.mattes-und-düxx.de

Jetzt 

Büroflächen

sichern!

Ein Projekt der
Gleich scannen und mehr
über Mattes & Düxx erfahren.

©PONNIE Images



22	 www.diewirtschaft-koeln.de

 | Branchen & Betriebe	 Anzeige

HAPTICA® LIVE ’22 
Im World Conference Center Bonn präsentiert sich im 
September 2022 die „Erlebniswelt Haptische Werbung“ 

Werbeartikel sind alles andere als die Mauerblümchen im Marketing-Mix, sondern 
spielen ganz vorne mit. Werbung zum Anfassen ist ein extrem effizientes Marke-
ting-Tool mit hohen Recall-Werten, ein echter Sympathieträger und ein unverzicht-
barer Bestandteil jeder Kampagne. Produkte und Ideen dazu gibt es auf der HAPTI-
CA® live ‘22 am 6. September 2022 im World Conference Center Bonn. Eingeladen zur 
„Erlebniswelt Haptische Werbung“ sind alle, die sich professionell mit Werbearti-
keln befassen: Entscheider und Einkäufer aus der Industrie, Kreative aus Agenturen 
und Unternehmen, Marketingdienstleister und Werbeartikelhändler.

„Auf der HAPTICA® live möchten wir nicht 
nur Trends präsentieren und Marktteilneh-
mer miteinander vernetzen, sondern auch 
die Power der haptischen Werbung als Mar-
ketinginstrument in den Fokus rücken, in-
dem wir Praxisbeispiele geben und Ideen 
für den Werbeartikeleinsatz liefern“, so 
Michael Scherer, geschäftsführender Ge-
sellschafter des Veranstalters WA Media (u. 
a. Herausgeber der Fachmagazine HAPTI-
CA®, Promotion Products und Werbeartikel 
Nachrichten sowie Ausrichter des Promotio-
nal Gift Award).
Wie facettenreich der Kosmos des konkre-
ten Marketings ist, beweisen Aussteller aus 
allen Produktbereichen, die einen reich-
haltigen Überblick über das Produktspekt-
rum der Branche, die vielfältigen Individu-
alisierungsmöglichkeiten und angesagten 
Trends geben und die Besucher einladen, 
mit allen Sinnen auf Entdeckungsreise zu 
gehen. Klassiker wie Schreibgeräte, No-
tizbücher, Textilien, Taschen, Drinkwa-
re oder elektronische Gadgets finden sich 
in zahlreichen Varianten. Ausgefallenes 

wie Aromasticks, Pflanzboxen oder Gour-
met-Popcorn sorgt auch bei erfahrenen Pro-
duktscouts für Aha-Effekte. 

Nachhaltige Produkte 
tragen Nachfrage Rechnung 

Nachhaltige Produkte – von Samenbomben 
über Plüschtiere aus Recyclingmaterial bis 
hin zu Bienenwachstüchern – tragen zudem 
der steigenden Nachfrage nach umwelt- und 
sozial verträglichen Produktalternativen 
Rechnung. Neben renommierten, aus dem 
Retail bekannten Markenunternehmen wie 
Hugo Boss, Kahla, koziol, Leonardo, Nie-
deregger, Rituals, Sigikid, Titan, Victorinox, 
Villeroy & Boch u. v. m. präsentieren sich 
Global Player mit Vollsortimenten, Spezia-
listen für bestimmte Produktgruppen und 
junge Start-ups mit innovativen Entwick-
lungen.
Bei aller Vielfalt ist es dem Veranstalter WA 
Media wichtig, nicht möglichst viel Masse 
zu zeigen, sondern eine breite, aber zielge-

richtete Auswahl. Wer nach passenden Bot-
schaftern für seine Marke und seine Kam-
pagnenziele sucht, will nicht bloß Preise 
vergleichen, sondern Anregungen und Ide-
en sammeln, denn für Werbetreibende ist es 
heute wichtiger denn je, einen Markenbot-
schafter zu finden, der ihre DNA so präzise 
wie möglich in sich trägt.

Ideen für kreatives 
Marketing

Deshalb ist die HAPTICA® live mehr als 
bloß eine Messe – sie bietet Erlebniselemen-
te, die Anstöße für kreatives Marketing lie-
fern und das Potenzial haptischer Werbung 
als Kommunikations- und Marketinginst-
rument veranschaulichen: Im Vortragsfo-
rum berichten Marketingprofis aus vier Un-
ternehmen und Institutionen, warum und 
auf welche Weise sie haptische Werbung in 
Kampagnen integrieren. In diesem Jahr auf 
der Bühne: Miles & More, die Kölner Haie, 
Reporter ohne Grenzen sowie die Kölner 
Verkehrs-Betriebe.
Wie vielfältig, spielerisch und vor allem 
wirkmächtig und effektiv haptische Wer-
beträger Botschaften kommunizieren, zeigt 
zudem die Best-Practice-Show: Kampagnen 
aus aller Welt laden hier liebevoll und mul-
timedial inszeniert zum Entdecken ein – ob 
Schnürsenkel als Fundraisingtool für die 
Menschen in der Ukraine, Briefmarken in 
Form von FFP2-Masken oder maßgefertig-
te Teddybären als Huldigung für Altkanz-
lerin Merkel. Weiteren Input schließlich lie-
fert die Ausstellung zum Promotional Gift 
Award auf einer weiteren Sonderfläche im 
Foyer. Alle 41 Preisträger werden dort den 
Besuchern vorgestellt. W

 Wer in die „Erlebniswelt Haptische Wer-
bung“ eintauchen möchte, braucht sich 
lediglich im Vorfeld auf der Veranstal-
tungshomepage www.haptica.live zu regis-
trieren, der Besuch der Veranstaltung ist 
kostenlos.
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Die HAPTICA® live ’22 findet am 6. September 2022 im World Conference Center Bonn statt
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Zur „Erlebniswelt Haptische Werbung“ 
sind alle eingeladen, die sich professi-
onell mit Werbeartikeln befassen
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Konjunkturklima und Prognosen
 Lage Indikator    Erwartungen Indikator    IHK-Konjunkturklima  
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SINKENDE 
ERWARTUNGEN
Konjunkturaussichten deutlich eingetrübt

Kleine und mittlere Unternehmen haben deutlich eingetrübte Geschäftserwartun-
gen. Gestörte Lieferketten, der bewaffnete Konflikt in der Ukraine sowie Preissteige-
rungen wirken sich negativ auf die Geschäfte aus. Dies zeigt eine aktuelle Umfrage 
zur Konjunktur der IHK Köln. 

(Vorumfrage: 75 Prozent). Vor allem Unter-
nehmen im Baugewerbe, Verkehrsgewerbe, 
in der Industrie, im Papier-, Verlags-, und 
Druckwesen und im Hotel- und Gaststätten-
gewerbe melden große Schwierigkeiten bei 
der Personalbesetzung. Zudem hat sich das 
Problem bei der Besetzung offener Ausbil-
dungsplätze im Vergleich zur Vorjahresum-
frage verschärft.  
Negativ haben sich auch die Exporterwar-
tungen der Betriebe entwickelt. Ein Drittel 
der Umfrageteilnehmer gab an, Waren zu ex-
portieren. Je nach Branche gibt es deutliche 
Unterschiede. Während die Hälfte der Indus-
triebetriebe Waren und Leistungen expor-
tiert, sind es im Dienstleistungssektor nur 
etwa 25 Prozent. Vor allem die angespannte 
weltpolitische Lage lässt die Umfragewerte 
deutlich einbrechen. Fast ein Drittel der ex-
portorientierten Unternehmen geht von ge-
ringen Exporten in den kommenden zwölf 
Monaten aus. Im Vergleich zur Vorjahresum-
frage ist das ein deutlicher Negativtrend. Im 
Sommer 2021 gaben nur 14 Prozent an, dass 
sie mit schwächelnden Exporten rechnen. 
Nur noch elf Prozent der Betriebe glauben 
an steigende Exportzahlen in der Zukunft. 
Im Sommer 2021 waren es noch 19 Prozent. 
Die Entwicklungen im IHK-Bezirk Köln de-
cken sich mit denen anderer Untersuchun-
gen der IHKs. So werden die Prognosen für 
das Wirtschaftswachstum in den letzten Mo-
naten häufig reduziert. Der Deutsche Indust-
rie- und Handelskammertag rechnet für das 
Jahr 2022 mit einem Wirtschaftswachstum 
von nur noch 1,5 Prozent. 
Die Umfrage zur Konjunktur im IHK-Bezirk 
Köln wurde zwischen dem 2. Mai und den 
7. Juni durchgeführt. 456 Unternehmen aus 
Köln, Leverkusen, dem Rhein-Erft-Kreis, 
dem Oberbergischen Kreis und dem Rhei-
nisch-Bergischen Kreis beteiligten sich an 
der Umfrage. W

Christian Esser

Die Betriebe in der IHK-Region Köln plagen 
derzeit viele Probleme. Zwar bewerten die 
Unternehmen ihre Geschäftslage immer 
noch besser als vor einem Jahr, dennoch trü-
ben der Ukrainekrieg, Inflation, der Fach-
kräftemangel und gestörte Lieferketten das 
Bild. Der IHK-Konjunkturklimaindikator ist 
von 113,9 auf 108,4 Punkte im Vergleich 
zur Vorumfrage gefallen. Allerdings gibt es 
auch eine positive Entwicklung. So bewer-
tet das Hotel- und Gaststättengewerbe erst-
mals seit Beginn der Coronapandemie seine 
Lage wieder mehrheitlich positiv. Außer Ho-
teliers und Gastwirten geht derzeit nur die 
Dienstleistungsbranche von einer positiven 
Geschäftsentwicklung in nächster Zeit aus. 
Ansonsten glauben nahezu alle Branchen an 
eine Verschlechterung ihrer künftigen Lage. 
Insgesamt blicken die Betriebe im Vergleich 
zur Vorjahresumfrage aus dem Sommer 2021 
deutlich pessimistischer in die Zukunft und 
bewegen sich auf einem ähnlichen Niveau 
wie im ersten Coronajahr 2020. Während im 
Sommer noch 28 Prozent der Betriebe von ei-
ner positiven Geschäftsentwicklung ausgin-
gen, sind es aktuell nur noch 18 Prozent. 22 
Prozent glauben, dass sich ihre Geschäftslage 
verschlechtern wird. Im Sommer 2021 gaben 
dies nur zwölf Prozent der Unternehmen an.
Im Vergleich zur Konjunkturumfrage aus 
dem Frühling gab es in der aktuellen Befra-
gung keine große Veränderung bei der Inves-
titionsbereitschaft der Unternehmen in der 

Region. Jedes fünfte Unternehmen plant hö-
here Investitionen in den kommenden zwölf 
Monaten. Allerdings steigt die Zahl der Be-
triebe, die geringere Investitionen planen 
(28 Prozent). Bei den Beschäftigungsaus-
sichten zeigten sich ebenfalls keine großen 
Unterschiede zur Vorumfrage. 13 Prozent der 
Unternehmen gaben an, in den kommenden 
zwölf Monaten mehr Personal einstellen zu 
wollen. Probleme macht der Wirtschaft der 
sich verschärfende Fachkräftemangel. Ein 
Drittel der Befragten meldet Schwierigkei-
ten, Mitarbeitende für eine Festanstellung 
zu gewinnen (Vorumfrage: 23 Prozent). Zwei 
Drittel der Betriebe sagen, dass sie keine Pro-
bleme bei der Besetzung freier Stellen haben 
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Die Stimmung der Betriebe in Köln und Umgebung verdüstert sich

https://www.diewirtschaft-koeln.de


 | Branchen & Betriebe	

24	 www.diewirtschaft-koeln.de

INFLATION 
ALS ARMUTSFALLE
Entlastungspaket des Bundes zeigt punktuell Wirkung

Die Preise steigen rasant und nicht nur gefühlt wird jeder Einkauf teurer. Diese Ent-
wicklung wird noch anhalten und sich in den kommenden Monaten weiter verschär-
fen. Viele Verbraucher sparen bereits bei Einkäufen. Gleichzeitig zeigen der Tank- 
rabatt und das Neun-Euro-Ticket zumindest punktuell Wirkung und mindern die In-
flation etwas ab.

Der Einkauf im Supermarkt wird noch teu-
rer werden, Lebensmittelpreise werden 
auch in den kommenden Monaten weiter 
anziehen. Dies zeigt eine Umfrage des ifo 
Instituts. Demnach lagen die Preiserwar-
tungen der Einzelhändler bei Nahrungs- 
und Genussmitteln bei 98,9 Punkten. 
Dies bedeutet, dass beinahe jeder befrag-
te Händler künftig mit höheren Preisen 
plant. Preisanstiege werden auch in vielen 
weiteren Sparten des Einzelhandels fällig 
werden, auch hier sollen die Preise künf-
tig weiter steigen. Die Preiserwartungen 
erhöhten sich auf 78,6 Punkte. In der Vor-
umfrage lag dieser Wert noch bei 75,5. „Da-
mit dürften die Inflationsraten vorerst wei-
ter hoch bleiben“, sagt ifo-Konjunkturchef 
Timo Wollmershäuser. 
„Allerdings gibt es auch erste Anzeichen 
dafür, dass die Inflationsrate im späteren 
Verlauf des Jahres allmählich wieder sin-
ken könnte“, so Wollmershäuser weiter. 
„Denn die Preiserwartungen in einigen 
Wirtschaftszweigen, deren Produktion 
dem Konsum vorgelagert ist, sind bereits 

das zweite Mal in Folge gesunken.“ Sie re-
duzierten sich in den Bereichen Industrie 
(57,4 Punkte, Vorumfrage: 68,1), Bauge-
werbe (50 Punkte, Vorumfrage: 56) und 
Großhandel (57,4 Punkte, Vorumfrage: 
68,1). Bei den Dienstleistern gab es mit 
einer Preiserwartung von 47,1 Punkten 
nahezu keine Veränderung. Die Punkt-
angaben sagen aus, wie viel Prozent der 
Unternehmen per saldo Preiserhöhungen 
planen. 
Die gestiegenen Preise haben sich bereits 
auf das Einkaufsverhalten der Deutschen 
ausgewirkt. Dies zeigt eine Befragung der 
Hans-Böckler-Stiftung. Demnach gaben 
52 Prozent der Erwerbspersonen mit ei-
nem relativ niedrigen Haushaltseinkom-
men bis monatlich 2.000 Euro netto an, 
dass sie sich genötigt sehen, aufgrund der 
gestiegenen Preise, insbesondere wegen 
Mehrausgaben für  Energie, weniger Le-
bensmittel einzukaufen. 18 Prozent dieser 
Gruppe wollen den Konsum von Nahrungs-
mitteln, Getränken, Tabakwaren oder Ähn-
lichem sogar „bedeutend“ zurückfahren.

Steigende Armut 
befürchtet

Ein Blick in den Paritätischen Armutsbericht 
2022 zeigt, dass bereits durch die Pandemie 
die Armutsquote in Deutschland angestiegen 
ist. Die anziehende Inflation seit der zweiten 
Jahreshälfte 2021 ist hierin noch gar berück-
sichtigt. Laut dem Bericht liegt die Armuts-
quote in Deutschland mit 16,6 Prozent im 
zweiten Pandemiejahr 2021 auf einem neu-
en Rekordniveau. Jeder sechste Deutsche 
ist damit von Armut aktiv betroffen. Insge-
samt müssen laut dem Bericht 13,8 Millio-
nen Menschen hierzulande zu den Armen 
gerechnet werden, dies entspricht 600.000 
mehr als noch vor der Pandemie. Der Paritä-
tische Gesamtverband geht davon aus, dass 
sich durch die Inflation die Lage weiter ver-
schärfen wird und appelliert an die Bundes-
regierung, weitere Entlastungspakete auf 
den Weg zu bringen. Grundsicherung, Wohn-
geld und BAföG müssten bedarfsgerecht an-
gehoben und ausgeweitet werden, nur so 
könne zielgerichtet und wirksam Hilfe für 
einkommensarme Haushalte gewährleistet 
werden. „Die Befunde sind erschütternd, die 
wirtschaftlichen Auswirkungen der Pande-
mie schlagen inzwischen voll durch. Noch 
nie wurde auf der Basis des amtlichen Mikro-
zensus ein höherer Wert gemessen und noch 
nie hat sich die Armut in jüngerer Zeit so ra-
sant ausgebreitet wie während der Pande-
mie”, so Ulrich Schneider, Hauptgeschäfts-
führer des Paritätischen Gesamtverbands. Er 
fordert: „Wir brauchen dringend ein weiteres 
Entlastungspaket, eines das zielgerichtet ist, 
wirksam und nachhaltig. Grundsicherung, 
Wohngeld und BAföG sind nach unserer Auf-
fassung die wirksamsten Hebel, um schnell 
zu einer Entlastung unterer Einkommen zu 
gelangen, die nachhaltig wirkt und nicht 
nach kurzer Zeit wieder verpufft. Es geht da-
rum, unsere letzten Netze sozialer Sicherung 
wieder höher zu hängen.”

Kurzzeitige Entlastung

Um die Inflation etwas abzuschwächen, hat 
die Bundesregierung Entlastungen für die 
Verbraucher zeitweise eingeführt. Seit Juli 
gibt es für Stromkunden eine weitere Ent-
lastung, durch die die gestiegenen Energie-
kosten etwas aufgefangen werden sollen. 
Die EEG-Umlage für den Strompreis ist voll-
ständig weggefallen. Nachdem sie zuletzt 
bei 3,72 Cent je kWh lag, wurde sie nun auf 
null abgesenkt. „Das ist in der aktuellen 
Hochpreisphase wichtiger denn je und kann 
den Druck für Stromverbraucherinnen und 
Stromverbraucher zumindest etwas min-
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Die Inflation führt für viele Menschen dazu, dass "am Ende des Geldes noch sehr viel Monat übrig" ist
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dern. Bereits seit Monaten ist der Druck auf 
die Energiepreise enorm, daher ist der Weg-
fall der EEG-Umlage eine wichtige Nachricht 
für Verbraucher und Unternehmen. Wir ha-
ben außerdem die gesetzlichen Regelungen 
angepasst, damit die Absenkung auch beim 
Endkunden ankommt. Die Anbieter sind ge-
setzlich klar verpflichtet, die Absenkung in 
vollem Umfang an ihre Kunden weiterzu-
geben“, so Bundeswirtschafs- und Klima-
schutzminister Robert Habeck. Darüber hi-
naus entlastet der Bund Arbeitnehmer bei 
der Einkommenssteuer seit Juli. Änderun-
gen gibt es beim Grundfreibetrag, der Ent-
fernungspauschale und dem Arbeitnehmer-
pauschbetrag. So steigt der Grundfreibetrag 
von 9.984 auf 10.347 Euro im Jahr, die Ent-
fernungspauschale erhöht sich ab dem 21. 
Kilometer von 35 auf 38 Cent und der Arbeit-
nehmerpauschbetrag wird von bisher 1.000 
auf 1.200 Euro jährlich angehoben.
Bereits seit Juni 2022 gibt es das Neun-Eu-
ro-Ticket, mit dem Bürger im ganzen Bun-
desgebiet im Nahverkehr fahren können. 
Innerhalb eines Monats wurden bundes-
weit etwa 21 Millionen Neun-Euro-Tickets 
verkauft. Der Zuspruch ist gewaltig. Bus-
se und Bahnen sind voll. Gemeinsam mit 
den etwa zehn Millionen Abonnenten, 
die schon vorher Monats- oder Jahreskar-
ten hatten, sind aktuell etwa 31 Millionen 
Deutsche mit dem vergünstigten Ticket 
unterwegs. Die von der Branche kalkulier-
te Zahl von 30 Millionen Tickets im Monat 
wurde damit sogar leicht überschritten. 
„Wir lagen mit unserer Prognose von mo-
natlich 30 Millionen Tickets nahe an dem, 
was wir jetzt sehen. Die Nachfrage in der 
Bevölkerung ist seit Verkaufsbeginn unge-
brochen hoch und auch die Zufriedenheits-
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Verkaufsschlager - das 9-Euro-Ticket wurde millionenfach gekauft
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Der Tankrabatt führt dazu, dass solche Preisanzeigen derzeit selten geworden sind

werte bei der Nutzung des Tickets bleiben 
auf konstant hohem Niveau. Zudem zeigt 
sich inzwischen in der Marktforschung, 
dass die Mehrheit unserer Kundinnen und 
Kunden das Neun-Euro-Ticket nicht für 
Ausflugs- oder Urlaubsfahrten nutzt, son-
dern im Alltag. Damit tritt bei diesen Fahr-
gästen auch die von der Bundesregierung 
erhoffte Entlastungswirkung bei den all-
täglichen Mobilitätskosten ein. Gleichzei-
tig muss allen Beteiligten klar sein, dass 
die Branche über den 31.08. hinaus Finan-
zierungssicherheit braucht. Denn die Kos-
ten der Verkehrsunternehmen explodieren 
durch die steigenden Strom- und Diesel-
preise. Wenn hier keine Lösungen gefun-
den werden, dann reden wir entweder über 
notwendige deutliche Preissteigerungen 

oder über Angebotseinschränkungen im 
ÖPNV“, so Ingo Wortmann, VDV-Präsident. 

EZB will Leitzins erhöhen

Die Inflation ist ein weltweites Problem. Im 
Europäischen Wirtschaftsraum stiegen die 
Verbraucherpreise um über acht Prozent 
an. In Deutschland lag sie, auch wegen der 
Entlastungen wie dem Tankrabatt und dem 
Nahverkehrsticket unterhalb dieser Marke. 
Dennoch sind acht Prozent Inflationsrate in 
Europa deutlich zu viel. Die Zielmarke der 
Europäischen Zentralbank liegt eigentlich 
bei zwei Prozent. Die EZB will sich nun ge-
gen die enorme Teuerungsrate stemmen. 
Schnellere und auch größere Zinserhö-
hungen, wie sie lange Zeit undenkbar wa-
ren, sind jetzt nicht nur möglich, sondern 
wahrscheinlich. „Wenn sich die Inflations-
aussichten nicht verbessern, werden wir 
über ausreichende Informationen verfügen, 
um schneller zu handeln", sagte EZB-Che-
fin Christine Lagarde Ende Juni bei der 
EZB-Jahreskonferenz in Portugal. „Ange-
sichts der allgemeinen Aussichten wird der 
Prozess der Normalisierung unserer Geld-
politik entschlossen und nachhaltig fortge-
setzt werden", fügte sie hinzu. Erstmals seit 
2011 kommt im Juli eine Erhöhung des Leit-
zinses. Der Euro-Raum erlebe durch den be-
waffneten Konflikt in der Ukraine und die 
starke Abhängigkeit von russischen Ener-
gieimporten einen „Schock“. „Das Ausmaß 
und die Komplexität dieser Schocks schaf-
fen auch Unsicherheit darüber, wie anhal-
tend diese Inflation wahrscheinlich sein 
wird", so Lagarde. W

Christian Esser

https://www.diewirtschaft-koeln.de


 | Branchen & Betriebe	

26	 www.diewirtschaft-koeln.de

NETCOLOGNE 
WÄCHST PROFITABEL
Glasfaserausbau geht weiter, Klimaneutralität in Sicht

Obwohl das Marktumfeld herausfordernd ist, konnte sich die NetCologne weiterhin 
gut behaupten und meldete für 2021 ein Ergebnisplus. Das Ergebnis vor Zinsen und 
Steuern stieg um 23,9 Prozent auf 21,2 Millionen Euro nach 17,1 Millionen Euro im 
Jahr zuvor. Auch beim Umsatz gab es eine Steigerung auf 318 Millionen Euro (2020: 
303 Millionen Euro).

Die NetCologne Gruppe wächst weiterhin 
dynamisch und profitabel. Alle Geschäfts-
bereiche entwickelten sich gut. Zudem ge-
wann das Unternehmen im vergangenen 
Jahr viele neue Kunden. Bei den Kunden-
anschlüssen verbuchte NetCologne ein 
Plus von 18.000 im Festnetzbereich und 
10.000 im TV-Bereich. „Kein Wettbewer-
ber bietet mehr Glasfasernetz in Köln und 
der Region als wir. Und auch im vergan-
genen Jahr haben wir wieder 900 Kilome-
ter neue Glasfaser verlegt. Mit Anschlüs-
sen bis ins Haus ermöglichen wir rund 
500.000 Haushalten jetzt schon Gigab-
it-Geschwindigkeit“, sagt Timo von Lepel, 
Geschäftsführer der NetCologne. „Wir ste-
hen für Glasfaser aus regionalem Anbau 
und werden auch in Zukunft weiterhin 
massiv in den Glasfaserausbau unserer Re-
gion investieren. Dafür haben wir im Jahr 
2022 bereits begonnen, das Investitionsvo-
lumen noch einmal deutlich zu erhöhen, 
und werden diesen Weg in den nächsten 
Jahren konsequent weiterverfolgen“, be-
tont Dr. Claus van der Velden, Kaufmän-
nischer Geschäftsführer der NetCologne.

Investitionen ins Netz

Etwa 44 Millionen Euro investierte die 
NetCologne Gruppe im Geschäftsjahr 
2021 in den Netzausbau. Das Glasfaser-
netz wuchs damit auf etwa 29.000 Ki-
lometer an. Durch den fortschreitenden 
Ausbau konnten 48.000 Haushalte ange-
schlossen werden, die nun mit Gigabit-Ge-
schwindigkeiten surfen können. Die Zahl 
der Kundenanschlüsse für das Festnetz 
stieg auf etwa 458.000 an (441.000 im 
Jahr 2020). Das TV-Angebot von NetColo-
gne beziehen nun 271.000 Kunden. Dar-
über hinaus baut das Unternehmen nicht 
nur sein Glasfasernetz aus, um weitere 
Haushalte anschließen zu können, son-
dern investiert auch weiterhin in die Qua-
lität. In einem deutschlandweiten Test der 
Fachzeitschrift „Connect“ wurde das Netz 
des regionalen Anbieters mit „sehr gut“ 
und zudem erstmals als „bestes Netz“ 
ausgezeichnet. Über das eigene Glasfa-
sernetz kann das Unternehmen rund 1,25 
Millionen Haushalte in der Region errei-

chen. Der Netzbetrieb verlief trotz steigen-
der Anforderungen durch Homeoffice und 
Homeschooling während der Pandemie 
laut Unternehmensangaben reibungslos 
und zuverlässig. Zudem konnten Schäden 
durch die Flutkatastrophe im Juli 2021 
schnell repariert werden. Dort, wo länger-
fristige Arbeiten nötig waren, bot NetColo-
gne Lösungen wie mobiles LTE an. 

Schuloffensive

Laut NetCologne verfügen alle rund 260 
Kölner Schulen über einen direkten Glas-
faseranschluss des Anbieters. Im vergan-
genen Jahr, 2021, konnten 170 Schulen 
ans Gigabit-Netz angeschlossen werden, 
zudem wurden etwa 1.400 WLAN-Anten-
nen installiert. Außerdem arbeitet das 
Unternehmen daran, den eigenen Service 
zu verbessern. Der Kundenservice ist nun 
rund um die Uhr erreichbar. Dieser Ser-
vice ist seit 2022 vollständig mit eigenen 
Mitarbeitern besetzt. 
Gleichzeitig arbeitet NetCologne daran, 
möglichst bald klimaneutral zu arbeiten. 
Dazu will das Unternehmen die Energie-
effizienz an den Standorten verbessern. 
Durch gezielte Maßnahmen wurde der 
CO2-Ausstoß von rund 13.000 Tonnen im 
Jahr 2019 auf etwa 1.500 Tonnen im Ge-
schäftsjahr 2021 gesenkt. Bereits im lau-
fenden Kalenderjahr 2022 soll der Energie-
bedarf des Unternehmens ausschließlich 
aus regenerativen Energien sichergestellt 
werden. Anfallende CO2-Emissionen wer-
den über Kompensationszertifikate ausge-
glichen. So kann sich NetCologne bereits 
ab diesem Jahr als CO2-neutral bezeich-
nen. Zudem sollen Fotovoltaikanlagen 
auf Dächern und mehr Elektrofahrzeuge 
im Fuhrpark den Kompensationsbedarf 
weiter senken. „Die Erderwärmung wird 
zunehmend spürbar, die Dringlichkeit 
zum Handeln wächst. Unsere Vision einer 
Smart City Köln unter Anbindung der Re-
gion und unsere Maßnahmen zur eigenen 
Klimaneutralität sind integrale Bestand-
teile des Beitrags der NetCologne für mehr 
Nachhaltigkeit“, so van der Velden. W

Christian Esser
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Timo von Lepel (li). und Claus van der Velden präsentierten die aktuellen Zahlen der NetCologne
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RHEINENERGIE 
MIT GUTEN ZAHLEN
Schwieriger Ausblick für 2022, Strompreiserhöhungen kommen

Die Herausforderungen sind vielfältig, dennoch hat der Kölner Energieversorger und 
-Dienstleister RheinEnergie im abgelaufenen Geschäftsjahr 2021 gute finanzwirt-
schaftliche Kennziffern erzielen können. Dies liege unter anderem an der Abdeckung 
aller Wertschöpfungsketten, weshalb man bereits im Herbst 2021 einsetzende Ener-
giepreisvolatilitäten gut abfedern konnte.

Im Juni 2022 stellte RheinEnergie seine 
Zahlen für das Geschäftsjahr 2021 vor. 
Der Umsatz ohne Energiesteuer lag bei 
rund 2,52 Milliarden Euro, eine moderate 
Steigerung nach 2,47 Milliarden Euro im 
Jahr 2020. Das Ergebnis vor Zinsen, Steu-
ern und Abschreibungen, das EBITDA, für 
2021 beträgt 245 Millionen Euro. Im Jahr 
2020 waren es 239 Millionen Euro. Das Er-
gebnis vor Zinsen und Steuern lag im Jahr 
2021 bei 191 Millionen Euro, 2020 waren 
es 189 Millionen Euro. Mit 180 Millionen 
Euro konnte das Ergebnis vor Ertragssteu-
ern für 2021 ebenfalls leicht verbessert 
werden (177 Millionen Euro in 2020). Das 
Unternehmensergebnis betrug etwa 173 
Millionen Euro, nachdem 2020 170 Millio-
nen Euro erwirtschaftet wurden. 

Zahlen der 
RheinEnergie-Gruppe

Zur RheinEnergie-Gruppe gehören neben 
der AG die wesentlichen Tochtergesell-
schaften im Kraftwerks-, Netz- und Han-
delsbereich sowie erneuerbare Energien. 

Hier stieg der konsolidierte Umsatz von 
4,04 Milliarden Euro im Jahr 2020 auf 
5,01 Milliarden Euro. Die Mengen aus dem 
Stromverkauf blieben dabei in etwa kons-
tant. Beim Gas stieg der Gesamtabsatz der 
RheinEnergie-Gruppe auf rund 58,82 Mil-
liarden kWh. Der Absatz wurde gegenüber 
2020 leicht erhöht (57,03 Milliarden kWh). 
Aufgrund der vor allem in der zweiten Jah-
reshälfte stark gestiegenen Bezugskos-
ten für Strom mussten die Preise vorran-
gig bei den Gewerbekunden gleichlaufend 
angepasst werden – daher erklären sich 
dementsprechend auch die höheren Um-
satzerlöse. Das Investitionsvolumen der 
RheinEnergie AG sank 2021 auf 114 Mil-
lionen Euro nach 147 Millionen Euro im 
Jahr 2020. Die Investitionen des vergan-
genen Jahres flossen in die Infrastruktur, 
vor allem in Umspann- und Verteilungs-
anlagen sowie in die Netze, die insbeson-
dere vor dem Hintergrund des Ausbaus 
der Elektromobilität und dezentraler Ein-
speisungen, bspw. aus Fotovoltaik, weiter 
ausgebaut werden müssen. Dabei betrei-
be die RheinEnergie nicht nur eine aktive 
Daseins-, sondern auch Zukunftsvorsorge.

Ausblick für 2022

Für das Geschäftsjahr 2022 plant die Rhein- 
Energie AG mit einer steigenden Umsatzent-
wicklung (ohne Strom- und Energiesteuer) 
von etwa 2,6 Milliarden Euro. Es wird mit 
einem Ergebnis vor Ertragssteuern in einer 
Größenordnung von rund 165 Millionen Eu-
ro gerechnet. Gleichzeitig will das Unter-
nehmen bereits laufende Ersatz- und Er-
weiterungsinvestitionen in das Netz tätigen 
und den Ausbau der erneuerbaren Energien 
weiter in den Vordergrund rücken. Die Rhei-
nEnergie AG rechnet vor dem Hintergrund 
des Krieges in der Ukraine weiterhin mit ho-
hen Beschaffungspreisen und einem volati-
len Markt. Daher seien die konkreten Aus-
wirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Unternehmens nicht ver-
lässlich abschätzbar. Auch erhebliche ne-
gative Auswirkungen auf das Ergebnis für 
2022 können aufgrund der hohen Volatili-
täten nicht ausgeschlossen werden. Durch 
die gute und diversifizierte Aufstellung in 
unterschiedlichen Geschäftsbereichen sehe 
sich die RheinEnergie im Marktvergleich je-
doch gut positioniert. 

Strompreise 
werden angepasst

Die RheinEnergie AG passt zum 1. August 
2022 die Preise für Privat- und Gewerbe-
kunden bei der Versorgung mit Strom an 
und reagiert damit auf die stark gestiege-
nen Beschaffungskosten. Kunden, die eine 
Festpreisgarantie vereinbart haben, sind 
von der Preissteigerung nicht betroffen, 
hier sinken die Preise sogar ab dem 1. Juli 
2022, da die EEG-Umlage wegfällt. Im Netz-
gebiet der Rheinischen NETZGesellschaft 
steigt der Brutto-Arbeitspreis im Stromta-
rif FairRegio (Grundversorgung) von 28,69 
Cent pro kWh auf 31,04 Cent pro kWh. Für 
einen Musterkunden erhöht sich der monat-
liche Abschlag laut RheinEnergie um 5,89 
Euro, was etwa 6,75 Prozent entspricht. 
Durch unterschiedliche Netzentgelte wei-
chen die Preise in den einzelnen Netzgebie-
ten leicht voneinander ab. W

Christian Esser

Trotz vielfältiger Geschäftsrisiken schreibt die RheinEnergie weiter schwarze Zahlen
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LANGFRISTIG 
GESTIEGENE LÖHNE
Ungleichheiten bei Einkommen haben sich in Teilen verbessert
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Die Deutschen haben tendenziell mehr Geld zur Verfügung, da die Löhne gestiegen sind

Langfristig haben Löhne, Renten und Einkommen inflationsbereinigt seit 1995 zu-
legen können. Das zeigt eine Erhebung des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung (DIW). Es gibt allerdings deutliche Unterschiede zwischen den Beschäfti-
gungsgruppen.

Mit Blick auf die vergangenen 25 Jahre sind 
Löhne, Renten und Haushaltsnettoeinkom-
men preisbereinigt in Deutschland gestie-
gen. Die Ungleichheit bei den Löhnen ist 
laut DIW in den letzten rund zehn Jahren 
deutlich gefallen, bei den verfügbaren Ein-
kommen liegt sie allerdings weiterhin auf 
dem Niveau von 2005. Die Entwicklung 
von Löhnen, Renten und Haushaltsein-
kommen lässt sich für den Untersuchungs-
zeitraum in drei Phasen einteilen. Zuerst 
gab es zwischen 1995 und 2003 eine Stag-
nation, es folgte eine Zeit des Abschwungs 
bis einschließlich 2012. Seit 2013 sind die 
Bruttostunden- und Monatslöhne bis zum 
Beginn der Coronapandemie kräftig ge-
stiegen, im gesamten Zeitraum bei allen 
Beschäftigten im Durchschnitt um zehn 
Prozent, bei Vollzeitbeschäftigten sind es 
sogar gut 20 Prozent. „Diese unterschiedli-
che Entwicklung ist vor allem der vermehr-
ten Teilzeitarbeit und der gestiegenen Zahl 
von Minijobs geschuldet“, sagt Studienau-
tor Grabka.

Positive Entwicklung 
der Einkommen

Die positive Entwicklung der Löhne in 
Deutschland wirkt sich auch auf die 
Haushaltsnettoeinkommen aus, die seit 
1995 um 26 Prozent zulegen konnten. Ei-
ne ähnliche Entwicklung gab es bei den 
Renten aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung, die im Leben Erwerbstätiger 
die zweitwichtigste Einkommensquelle 
darstellt. Seit 1995 legten die Renten um 
acht Prozent zu, seit 2013 sogar um etwa 
20 Prozent. 
Die Ungleichheiten bei Löhnen, Renten 
und Haushaltseinkommen haben sich 
aber nur in Teilen und sehr unterschied-
lich verändert. Während die Ungleich-
heitsrate bei den Stundenlöhnen fast 
wieder so niedrig ist wie zu Beginn der 
2000er-Jahre, liegt sie bei den Bruttomo-
natslöhnen noch deutlich über dem Ni-
veau von vor 25 Jahren, auch wenn sie in 

den letzten Jahren stark gefallen ist: 1995 
hat der obere Rand der Lohnverteilung 
monatlich noch das gut Vierfache des un-
teren Randes verdient; 2020 war es gut 
das Siebenfache – nach dem Elffachen im 
Jahr 2011“, schreibt Grabka und kommen-
tiert: „Es ist erfreulich, dass die Lohnun-
gleichheit in den vergangenen zehn Jah-
ren real wieder deutlich gesunken ist. Die 
hohe Inflation könnte diesen Trend nun 
umkehren.“ Die positive Entwicklung im 
Bereich der Lohnungleichheit sei vor al-
lem auf die Einführung des gesetzlichen 
Mindestlohns zurückzuführen.
Sämtliche untersuchten Gruppen konnten 
gemessen an den Haushaltsnettoeinkom-
men seit 1995 Zugewinne verbuchen. Al-
lerdings fielen diese in der untersten Ein-
kommensgruppe mit fünf Prozent sehr 
gering aus. Die mittlere Gruppe verbuch-
ten etwa 25 Prozent höhere Haushaltsnet-
toeinkommen, bei den obersten Gruppen 
waren es sogar mehr als 40 Prozent. Die 
Ungleichheit stieg nach der Jahrtausend-
wende zunächst deutlich an und stagniert 
seit einigen Jahren laut DIW. Sie liegt 
noch auf dem Niveau von 2005.
Die Auswirkungen der Coronapandemie 
auf die Entwicklung der Löhne und Ein-
kommen sowie deren Ungleichheiten sind 
bisher nur unvollständig erfasst worden, 
so das DIW. Stichproben aus den Haus-
haltsbefragungen deuten darauf hin, dass 
sich die Ungleichheit bei den Haushalts-
nettoeinkommen noch nicht erhöht hat. 
Die stark gestiegene Inflation lasse aber 
eine größere Belastung für untere und 
mittlere Einkommensbezieher erwarten. 
„Die von der Bundesregierung beschlos-
sene Energiepreispauschale ist als Ent-
lastungsmaßnahme zu begrüßen“, sagt 
Grabka. Da diese aber nur für alle aktiv tä-
tigen Erwerbspersonen gelte, dürfte man 
andere Haushalte, die von dieser Maßnah-
me ausgeschlossen sind, nicht aus dem 
Blick verlieren. Dies gelte für Rentner und 
Studierende. Für diese Gruppen sollten 
daher andere Instrumente einer finanziel-
len Unterstützung gefunden werden“, gibt 
Grabka zu bedenken. W

Christian Esser
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AUF KOSTEN 
SITZEN BLEIBEN
Viele Unternehmen können Mehrkosten nicht weitergeben

Seit über zwei Jahren ist die Wirtschaft angespannt. Erst machte vielen Betrieben 
die Coronapandemie massive Probleme. Seit Herbst 2021 spüren die Unternehmen 
in Deutschland die stark steigenden Preise für Energie. Nun kommen die Folgen des 
Krieges in der Ukraine und Corona-Lockdowns in China hinzu und führen zu einem 
seit Jahrzehnten nicht da gewesenen Preisanstieg. Das Problem: Viele Unternehmen 
bleiben auf den hohen Kosten sitzen.

Das IW Köln hat im Juni 2021 eine Studie 
vorgelegt, wonach zwei von fünf Unter-
nehmen in Deutschland die höheren Kos-
ten kaum oder gar nicht an Kunden weiter-
reichen. Die Betriebe stehen massiv unter 
Druck. Die Preise für Energie, Rohstoffe 
und Vorleistungen werden immer höher, 
gleichzeitig wird der Ruf nach höheren 
Löhnen für die Beschäftigten lauter. Viele 
Preisanhebungen kommen längst bei den 
Kunden an. Dennoch können nicht alle Be-
triebe ihre gestiegenen Produktionskosten 
an die Verbraucher weitergeben, wie das 
Ergebnis der aktuellen IW-Konjunkturum-
frage zeigt, an der sich mehr als 2.000 Be-
triebe beteiligt haben. 

Hohe Kosten 
für Industrie

Die hohen Energiekosten sind seit Mona-
ten an den Tankstellen oder auf der Strom-
rechnung für die Endverbraucher spürbar. 
Der Preisdruck ist enorm. Neben den di-

rekten Kosten werden auch indirekt höhe-
re Produktionskosten an die Kunden wei-
tergegeben, unter denen die Unternehmen 
stark leiden, besonders in der Industrie. 
Laut IW Köln erwarten bis zum Jahresen-
de 2022 95 Prozent der Industrieunterneh-
men, dass sich höhere Energiekosten, teu-
rere Rohstoffe und Vorleistungen auf die 
eigenen Preise auswirken werden. Etwa 
zwei Drittel der Industriebetriebe erhöhen 
die Preise für ihre Kunden in hohem oder 
mittlerem Ausmaß. Die übrigen Betriebe 
der Branche sehen hier nur geringe oder 
keine Möglichkeiten der Preisanpassung. 
Der Kostendruck für die Betriebe liegt aber 
nicht nur an hohen Einkaufspreisen für 
Rohstoffe, auch die hohe Nachfrage und 
fehlende Fachkräfte wirken sich negativ 
aus. 
Etwas entspannter ist die Lage bei Dienst-
leistungsbetrieben. Diese brauchen im Ver-
gleich zur Industrie weniger Energie und 
nur teilweise Rohstoffe. Daher ist der Kos-
tendruck deutlich geringer. 40 Prozent der 

Dienstleister geben allerdings Kostenstei-
gerungen in hohem oder mittlerem Aus-
maß an die Endkunden weiter, die Hälfte 
macht dies in geringem Umfang. Acht Pro-
zent der Dienstleister bleiben auf den hö-
heren Kosten sitzen.

Probleme bei 
Kostenweitergabe

„Wenn Unternehmen auf stark steigen-
den Produktionskosten sitzen bleiben, hat 
dies ernste langfristige Folgen“, sagt Stu-
dienautor und Konjunkturexperte Michael 
Grömling. „Den Unternehmen fehlen dann 
die notwendigen Eigenmittel für Investi-
tionen, vor allem, um den anstehenden 
Strukturwandel zu gestalten. Der gegen-
wärtige Kostenschock darf keine Eigendy-
namik entwickeln – etwa über stark stei-
gende Arbeitskosten.“
Während die Betriebe unter den stark ge-
stiegenen Kosten ächzen, versucht der 
Bund dieser Entwicklung gegenzusteu-
ern und Verbraucher und Betriebe zu ent-
lasten. Dazu gibt es Entlastungspakete, 
die häufig Einmalzahlungen bieten oder 
weitere Entlastungsmöglichkeiten wie 
das 9-Euro-Ticket oder der Tankrabatt, 
die zeitlich befristet gelten. Der Ruf nach 
dauerhaften Lösungen gegen die Inflation 
wird unterdessen lauter. Bundesfinanzmi-
nister Christian Lindner: „Wir lassen we-
der unsere Bürgerinnen und Bürger noch 
unsere Betriebe mit den stark steigenden 
Energiepreisen allein.“ Mithilfe der Ent-
lastungspakete soll die Preisentwicklung 
abgefedert werden. „Wir greifen Unterneh-
men unter die Arme, die ohne eigenes Zu-
tun aufgrund der extremen Entwicklung 
an den Energiemärkten in vorübergehen-
de Finanzierungsschwierigkeiten geraten 
sind“, so Lindner. W

Christian Esser

Fo
to:  M

aha H
eang 245789 - stock.adobe.com

 

Aktuell können viele Betriebe gestiegene Kosten nicht an ihre Kunden weitergeben
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„DER GROSSE 
WURF BLEIBT AUS“
w im Gespräch mit Kai Arnold, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
und seit 2010 Mitgesellschafter in der Sozietät Zacharias & Demmer, Köln

80 Prozent zählen zum Mittelstand, wobei 
das gesamte Spektrum an Branchen abgebil-
det wird.

w: Eine Spezialisierung 
auf bestimmte Tätigkeitsfelder gibt es also 
nicht?

Kai Arnold: Hierauf verzichten wir bewusst. 
Vergleichen Sie es mit einem Hausarzt. Der 
muss die erste Diagnose zutreffend stellen 
und hierfür über ein breites Fachwissen ver-
fügen, um zu helfen, nur wenn es zu speziell 
wird, überweist er an den Experten. So ha-
ben auch wir ein funktionierendes Netzwerk 
aus Spezialisten, die in außergewöhnlichen 
Sonderfragen kompetent Rat geben können.

w: Sie beraten zahlreiche 
Mittelständler, darunter auch etablierte 
Familienunternehmen, und sind selbst Mit-
glied bei „Die Familienunternehmer e.V.“ 
– was schätzen Sie an dem Verein? 

Kai Arnold: Die KMUs, also die kleinen 
und mittleren Unternehmen, bilden seit je-
her den Rücken der Wirtschaft. Um diesen 
Unternehmen in Berlin eine Stimme zu ge-
ben, die auch gehört wird, dafür stehen wir 
als Familienunternehmer. Wir kommen mit 
Gleichgesinnten in einen regen Austausch, 
blicken in die Zukunft und reden auch über 
so wichtige Dinge wie Nachhaltigkeit.

w: Warum gelingt der gro-
ße Wurf einer umfassenden Steuerreform 
einfach nicht?

Kai Arnold: Zunächst muss man feststellen, 
dass Vereinfachungen das Steuerrecht im 
Ergebnis häufig verkomplizieren. Denken 
Sie nur an die 1 %-Regel zur Berechnung der 
Pkw-Eigennutzung, deren Anwendungsfra-
gen heute ganze Bücher füllen. Es wäre zu 
wünschen, wenn jeder Steuerpflichtige sei-
ne Steuerlast selbst berechnen könnte. Hier-
zu wäre es erforderlich, Förderungen und 
Ausnahmen im Steuerrecht zu streichen. 
Jedoch müssten wir alle dazu Besitzstände 
aufgeben, um eine einheitliche und natür-
lich in Summe niedrigere Besteuerung zu er-
reichen. Ich glaube nicht, dass dies politisch 
durchsetzbar ist. W

Heribert Eiden

Das deutsche Steuerrecht ist umfangreich und kompliziert, viele Steuerbera-
tungs-Gesellschaften suchen händeringend nach neuen Mitarbeitern. Die zu rekru-
tieren ist nicht einfach. Die Gründe dafür erläutert Kai Arnold, gelernter Dipl.-Kauf-
mann mit über 25 Jahren Erfahrung im Steuerrecht.

w: Herr Arnold, wissen 
Sie, welchen Tag Deutschland am 13. Juli 
2021 „feierte“?

Kai Arnold: Zugegeben, ich musste ein we-
nig überlegen, aber es war wohl der soge-
nannte Tag des Steuerzahlers. Ab diesem 
Tag fließt das Geld der Arbeitnehmer in die 
eigene Tasche.

w: Eigentlich kein Ruh-
mesblatt für den Staat, der seine Bürger 
mit Steuern und Sozialabgaben ganz schön 
beutelt.

Kai Arnold: Ja, da hat sich im Laufe von Jahr-
zehnten ein Regelwerk aufgebaut, das kaum 
mehr zu überblicken ist.

w: Dann müsste man also 
davon ausgehen können, um der kompli-
zierten Regeln Herr zu werden, dass Steuer-
fachleute gesucht werden?

Kai Arnold: Genau so ist es. Nur leider fin-
den wir und auch unsere Kollegen das pas-
sende Personal nicht mehr.

w: Woran liegt das, woran 
kann man das festmachen?

Kai Arnold: Zunächst muss man festhalten, 
dass der Beruf für den Nachwuchs wenig 
sexy zu sein scheint. Denn aus den Hoch-

schulen habe ich gehört, dass sich heute im 
Studium-Schwerpunkt nur noch ein gerin-
ger Teil von Studenten der Materie widmet, 
als dies noch zu meiner Zeit der Fall war. 
Weitere Dinge kommen dazu. Viele, die ihre 
erste Berufserfahrung in einer Steuerkanz-
lei oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
gemacht haben, wechseln in die Industrie. 
Oder sie haben in ihrer Lebensplanung an-
dere Präferenzen, Stichwort Work-Life-Ba-
lance, wo Leistung und der Verdienst nicht 
mehr an erster Stelle stehen, sondern mehr 
Zeit für Familie und Freizeit, am besten mit 
einer Vier-Tage-Woche.
Früher war ein guter Realschulabschluss 
für den Einstieg in den Job ausreichend. 
Heute haben wir im Verhältnis zu viele Ab-
iturienten, die nach einer Ausbildung zum 
Steuerfachangestellten an die Uni wech-
seln und dann andere Wege einschlagen. 
Dabei sind Wirtschaftsprüfung, Finanz- 
und Steuerberatung interessante Berufe 
mit vielen Facetten.

w: Aus welchen Bereichen 
kommen Ihre Mandanten? Gibt es da Prä-
ferenzen?

Kai Arnold: Nein, Präferenzen gibt es da kei-
ne. Wir können sagen, dass etwa 20 Prozent 
unserer Mandanten größere Konzerne sind, 
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NEUE ANFORDERUNGEN 
AN ARBEITSVERTRÄGE
Gesetzesänderung zwingt Arbeitgeber zum Handeln

Viele Unternehmen verwenden immer gleichbleibende Vertragsmuster, die jetzt in 
dieser Form nicht mehr vorgelegt werden dürfen. Es besteht Handlungsbedarf, an-
sonsten drohen Bußgelder. Am 23. Juni 2022 beschloss der Bundestag eine weitrei-
chende Gesetzesänderung, die deutsche Arbeitgeber zwingt, den Inhalt ihrer Arbeits-
verträge kurzfristig anzupassen. 

Die Neuregelungen des Nachweisgesetzes 
(NachwG) betreffen neue Arbeitsverträge, 
die ab dem 01. August 2022 geschlossen 
und Altverträge, die nach dem 01. August 
2022 geändert werden. Arbeitgeber sind 
verpflichtet, ihren Arbeitnehmern die we-
sentlichen Vertragsbedingungen in einem 
schriftlichen Arbeitsvertrag niederzulegen. 
Durch die Änderung müssen Arbeitsverträ-
ge zukünftig u. a. zusätzlich folgende Anga-
ben enthalten:

→	 Dauer der Probezeit
→	 Zusammensetzung und Höhe des Ar-

beitsentgelts sowie dessen Fälligkeit 
und die Art der Auszahlung

→	 allgemeine Hinweise auf die anwendba-
ren Tarifverträge, Betriebs- und Dienst-
vereinbarungen

→	 vereinbarte Ruhepausen und Ruhezei-
ten sowie bei vereinbarter Schichtar-
beit das Schichtsystem etc. 

→	 etwaiger Anspruch auf Fortbildung
→	 Betriebliche Altersversorgung: Mindest- 

angaben über den Versorgungsträger
→	 Hinweis für den Fall der Kündigung: 

einzuhaltendes Verfahren vor dem Ar-
beitsgericht inklusive Hinweis auf die 
Schriftform und die einzuhaltende Frist

Arbeitnehmer müssen künftig bereits am 
ersten Tag der Arbeitsleistung informiert 
sein. Die bislang geltende Frist für die 
schriftliche Niederlegung der wesentlichs-
ten Vertragsbedingungen von einem Monat 

wird ab dem 01. August 2022 auf sieben Ta-
ge verkürzt.
Künftig wird der Arbeitnehmer bereits in 
seinem Arbeitsvertrag über das einzuhal-
tende Verfahren vor dem Arbeitsgericht zu 
informieren sein. Hiermit soll der jeweilige 
Arbeitnehmer vor klassischen Fallstricken, 
wie etwa der dreiwöchigen Anrufungsfrist 
nach § 4 S. 1 KSchG, geschützt werden.

Kritik an der Änderung

Viele wichtige Verbände und Vereinigun-
gen teilen die Auffassung des Autors, dass 
der Gesetzgeber mit diesen Regelungen die 
Grenzen des Zumutbaren deutlich über-
schreitet. Die Erfüllung der EU-Richtlinie 
wäre möglich gewesen, ohne den Arbeitge-
bern derart weitreichende Pflichten aufzu-
erlegen. 
Welcher Belehrungsumfang konkret Auf-
gabe der Auftraggeber ist, lässt der Gesetz-
geber noch dazu weitgehend offen. Ent-
sprechende Angaben lassen weder der neu 
gefasste Wortlaut des Gesetzes noch die da-
zugehörige Begründung erkennen.
Nachdem sich der Gesetzgeber trotz entspre-
chender Forderungen z. B. seitens des Bun-
desrats dagegen entschieden hat, den Arbeit-
gebern Musterformulierungen an die Hand 
zu geben, werden wohl die Gerichte entschei-
den müssen, welche konkreten Informatio-
nen notwendig bzw. ausreichend sind.

Änderung bei 
Probezeitvereinbarungen 

Zukünftig gilt, „Wird für ein befristetes Ar-
beitsverhältnis eine Probezeit vereinbart, 
so muss diese im Verhältnis zu der erwar-
teten Dauer der Befristung und der Art der 
Tätigkeit stehen.“ Was unter der neu einge-
führten Verhältnismäßigkeit konkret zu ver-
stehen ist, lässt das Gesetz offen. Klar dürf-
te jedoch sein, dass die Probezeit zukünftig 
nicht mehr die gesamte Dauer der Befristung 
umfassen darf. Die weitere Bewertung dürf-
te dem Einzelfall vorbehalten bleiben und 
ebenfalls letztlich durch die Rechtsprechung 
zu beurteilen sein.

Es drohen Bußgelder

Im Falle der Zuwiderhandlung sieht das neue 
Nachweisgesetz (NachwG) auch einen eigens 
eingeführten Bußgeldparagrafen vor. Es dro-
hen damit Bußgelder von bis zu 2.000 Euro. 
Die Verhängung ist jedoch Ermessenssache 
und es ist davon auszugehen, dass die Behör-
den bei Verstößen in der Anfangsphase nach 
dem 01. August 2022 von der Verhängung 
von Bußgeldern absehen.
Was können, was müssen Arbeitgeber tun?
Arbeitgeber sind gut beraten, ihre oft immer 
wieder verwendeten Vertragsmuster voll-
ständig zu überarbeiten. Mittelfristig könnte 
sich auch eine Anpassung der bestehenden 
Arbeitsverträge anbieten, um zu vermeiden, 
dass innerhalb der eigenen Arbeitnehmer-
schaft grundsätzlich unterschiedliche Ar-
beitsverträge angewendet werden. W

 Weitere Infos unter www.ra-stiletto.de
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LOCKDOWN IN CHINA 
UND UKRAINE-KRIEG
Streitigkeiten in internationalen Geschäftsbeziehungen aufgrund Lieferkettenstörungen

Internationale Geschäftsbeziehungen und Lieferketten sind in letzter Zeit insbe-
sondere mit Blick auf zwei Staaten und deren Maßnahmen beeinträchtigt worden: 
Russlands Krieg gegen die Ukraine und damit zusammenhängende Sanktionen 
sowie strenge Lockdown-Maßnahmen in China. Beides führt zu Verzögerungen und 
Ausfällen in der Lieferkette. Dies hat zwangsläufig auch Streitigkeiten zwischen 
Unternehmen zur Folge.

Sanktionen gegen Russland verhindern et-
wa den Export von Rohstoffen oder Grund-
stoffen. Durch einen Boykott russischen 
Erdgases wäre mittelbar ein noch erheb-
licherer Teil der Wertschöpfungskette in 
Deutschland betroffen. Zugleich wurde mit 
dem Schanghaier Yangshan-Tiefwasser-
hafen nicht nur der Betrieb des verkehrs-
reichsten Hafens der Welt eingestellt. Auch 
Lieferverbindungen über Chinas Flughä-
fen sowie Landverbindungen über die neue 
Seidenstraße sind eingeschränkt und wer-
den zusätzlich durch den Krieg in der Uk-
raine gestört. 
Mit Blick auf Russland können daher zum 
einen unmittelbar Streitigkeiten mit russi-
schen Geschäftspartnern entstehen, wenn 
durch die Sanktionen Geschäftsbeziehun-
gen mit diesen gestört werden. Dies gilt 
ebenso mit Blick auf China, wenn chine-
sische Geschäftspartner ihre Leistungen 
aufgrund des Lockdowns nicht mehr er-
bringen können. Zum anderen aber ent-
stehen insbesondere auch mittelbar Strei-
tigkeiten mit sonstigen (deutschen oder 
ausländischen) Unternehmen, wenn 
durch die Sanktionen, den Krieg oder 
Corona-Maßnahmen Geschäftsbeziehun-

gen in der Leistungskette gestört werden. 
Es stellt sich dann die Frage, wie diese 
Streitigkeiten optimal beigelegt werden 
können. Wie wirken sich die Sanktionen 
zum Beispiel auf Streitigkeiten mit russi-
schen Unternehmen aus? Und wie sollte 
man sich optimal in einer Lieferkette auf-
stellen? 
Die daraus resultierenden Rechtsfragen 
sind komplex. Die Streitigkeiten betreffen 
nicht nur unterschiedliche Rechtsordnun-
gen, die eventuell zu kollidierenden Ergeb-
nissen kommen können. In Lieferketten 
können auch inkompatible Gerichtsstand- 
und Schiedsgerichtsklauseln aufeinander-
treffen. Der nachfolgende Überblick kann 
zwangsläufig nur Beispiele nennen. 

→	Probleme bei Streitigkeiten mit 	
	 russischen Unternehmen
 
So bergen (Schieds-)Gerichtsverfahren ge-
gen russische Parteien das Problem, dass 
kürzlich ein neuer Artikel 248 in der rus-
sischen Handelsverfahrensordnung (APC) 
eingeführt wurde. Nach Auslegung rus-
sischer Gerichte sind hiernach nur noch 

russische Gerichte selbst für Handelsstrei-
tigkeiten mit russischen Unternehmen zu-
ständig. Abweichende Gerichtsstandsver-
einbarungen oder Schiedsabreden werden 
nicht anerkannt und entsprechende Ent-
scheidungen nicht vollstreckt. Allein eine 
Vollstreckung in die in Europa eingefro-
renen Vermögenswerte der russischen Ge-
genpartei bietet noch Aussicht auf Erfolg. 
Wird ein Prozess in Russland geführt, ist 
hingegen zweifelhaft, ob das russische 
(Schieds-)Gericht die Sanktionen nach rus-
sischem Recht berücksichtigen darf und 
wird. 

→	Probleme bei Streitigkeiten 
	 mit chinesischen Unternehmen

Führen die Lockdownmaßnahmen und 
Lieferausfälle zu Streitigkeiten mit chine-
sischen Unternehmen, ist man sowohl bei 
Gerichtsverfahren vor chinesischen wie 
auch vor deutschen Gerichten vor besonde-
re Herausforderungen gestellt: Bei chinesi-
schen Gerichten stellen sich Probleme wie 
teils schlecht geführte Verfahren aufgrund 
des hohen Zeitdrucks für die Richter, unzu-
reichend ausgebildeter Richter sowie einer 
zweifelhaften politischen Unabhängigkeit 
der Gerichte. Wird der Prozess vor staatli-
chen Gerichten in Deutschland geführt, ist 
hingegen eine Vollstreckbarkeit innerhalb 
der VR China nicht gewährleistet, da chi-
nesische Gerichte diese mangels Gegensei-
tigkeit nicht anerkennen. Insoweit ist es 
von Vorteil, wenn man eine Schiedsabrede 
mit der chinesischen Partei getroffen hat. 
Jedoch sind aufgrund der Besonderheiten 
des chinesischen Schiedsrechts und der 
Vollstreckung auch hier einige Besonder-
heiten zu beachten.

→	Unterschiedliche und kolli- 
	 dierende Rechtsordnungen 
	 und Streitschlichtungsklauseln 

Noch komplexer stellt sich die Situation 
dar, wenn sich Streitigkeiten durch die ge-
samte Lieferkette auch mit dritten Unter-
nehmen ziehen, weil durch die Sanktions-
folgen bestimmte für die Produktion nötige 
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Rohstoffe nicht mehr oder nur noch stark 
verteuert zur Verfügung stehen, durch den 
Lockdown notwendige Lieferungen aus-
bleiben oder sich die Folgen eines Gasboy-
kotts und der hoheitlich angeordneten Ab-
schaltung von Unternehmen vom Gasnetz 
durch die Wertschöpfungskette fressen.
Zum einen stellen sich schwierige mate-
rielle Rechtsfragen, z. B. ob im konkreten 
Fall höhere Gewalt oder ein Wegfall der 
Geschäftsgrundlage vorliegt und was die 
daraus resultierenden Folgen sind. Diese 
Fragen können in verschiedenen Rechts-
ordnungen unterschiedlich beantwortet 
werden. Zum anderen bringen Streitigkei-
ten in der Lieferkette zahlreiche prozessua-
le Probleme mit sich. Dies gilt insbesonde-
re in Konstellationen, in denen gleichzeitig 
auf der einen Seite ein Kunde Ansprüche 
geltend macht und man auf der anderen 
Seite selbst diese Schäden an einen Vorlie-
feranten weiterreichen will. 

Vorsicht bei Vereinbarung 
von Streitschlichtungs- 

mechanismen

Sind mit Kunden und Vorlieferanten unter-
schiedliche Streitschlichtungsmechanis-
men vereinbart, gibt es vieles zu beachten. 
Denn besonders kritisch ist es, wenn die 
Ansprüche des Kunden auf der einen Sei-
te zugesprochen werden, in einem eigenen 
Prozess gegenüber dem Vorlieferanten An-
sprüche aus demselben Sachverhalt hin-
gegen abgelehnt werden. Um auf solchen 
Schäden nicht „sitzen zu bleiben“ und di-
vergierende Entscheidungen zu vermeiden, 
gibt es bei innerdeutschen Gerichtsver-
fahren die Möglichkeit der Streitverkün-
dung (§§ 72 ff. ZPO). Durch die mit einer 
Streitverkündung ausgelöste sogenannte 
„Interventionswirkung“ sind tatsächliche 
und rechtliche Feststellungen des Erstge-
richts auch für einen Folgeprozess gegen 
den Vorlieferanten bindend. Zudem hemmt 
die wirksame Streitverkündung die Verjäh-
rung möglicher Regressansprüche gegen 
den Vorlieferanten.
Aber was ist, wenn der Vorlieferant seinen 
Sitz im Ausland hat, zumal in einem Staat, 
der das Institut der Streitverkündung nicht 
kennt? Und welche Auswirkungen hat es, 
wenn mit dem Kunden und/oder Vorliefe-
ranten eine Schiedsabrede getroffen wurde?
Jedenfalls wenn der Vorlieferant seinen 
Sitz in der EU hat, ist gemäß Art. 65 Abs. 
2 EuGVVO gewährleistet, dass das Gericht 
des Folgeprozesses an die Wirkungen der 
Streitverkündung gebunden ist, auch 
wenn der jeweilige Staat das Institut der 

Streitverkündung nicht kennt. Wichtig ist 
jedoch, die besonderen Voraussetzungen 
nach der EuZVO bei Zustellung zu beach-
ten. Zudem sollte – auch wenn dies bei in-
nerdeutschen Prozessen nicht Aufgabe des 
Erstgerichts und daher unüblich ist – un-
bedingt auf eine Feststellung der Streitver-
kündungswirkung durch das Erstgericht 
hingewirkt werden, wenn der Staat des Fol-
geprozesses das Institut der Streitverkün-
dung (so) nicht kennt.

Streitverkündung 
außerhalb der EU noch 

schwieriger

Außerhalb der EU ist die internationale 
Streitverkündung jedoch noch schwieri-
ger und hängt unter anderem von der so-
genannten Verbürgung der Gegenseitigkeit 
bei der Vollstreckung ab. Sitzt der Vorliefe-
rant in Russland oder China, ist die inter-
nationale Streitverkündung daher wenig 
erfolgversprechend.
Wenn für Streitigkeiten mit dem Kunden 
und/oder Vorlieferanten eine Schiedsver-
einbarung getroffen wurde, ist ebenfalls 
fraglich, ob eine Streitverkündung mög-

lich ist. In aller Regel wird es in diesen 
Fällen nicht ohne Weiteres möglich sein, 
durch einseitige Streitverkündung eine 
Bindungswirkung herzustellen, ohne dass 
sich nicht alle Parteien hierauf einigen. 
Nur wenige Schiedsordnungen sehen die 
Möglichkeit einer Streitverkündung vor. 
In manchen Fällen mag ein Mehrparteien-
schiedsverfahren möglich sein.
Die dargestellten Beispiele verdeutlichen, 
dass es eine Standardlösung für diese Fra-
gen nicht gibt. Weder sind die Sanktionen 
und Maßnahmen final noch sind alle Situa-
tionen miteinander vergleichbar. Die „rich-
tige“ Lösung ist jeweils die, die die Risiken 
für ein Unternehmen minimiert. Eine Ein-
zelfallbetrachtung ist unabdingbar.

Fazit

Die direkten und indirekten Auswirkungen 
der Sanktionen und Maßnahmen führen 
im Streitfall zu komplexen Rechtsfragen, 
da nicht nur kollidierende Rechtsordnun-
gen, sondern auch kollidierende Streitbeile-
gungsmechanismen eine Rolle spielen kön-
nen. Insbesondere Unternehmen, die sich 
in einer Lieferkette befinden, sollten vorab 
sorgfältig ihre Prozessstrategie prüfen. W
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Ebenso führen Lockdown-Maßnahmen in China zu Lieferausfällen und -Störungen
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JOURNALISMUS-
BILD IM ROMAN
Kölner Forscher legt umfassende Studie vor

Der Kölner Journalismus-Professor Frank Überall hat drei Jahre lang Bestseller-Ro-
mane gelesen – nicht aus privaten Gründen, sondern für eine wissenschaftliche Stu-
die. Ihm ging es um die Frage, wie Journalismus in der aktuellen Belletristik darge-
stellt wird. Im Gespräch mit w berichtet er über die Ergebnisse.

w: Welche Rolle spielt 
Journalismus in der Bestseller-Literatur?

Frank Überall: Eine ambivalente. Zum ei-
nen werden journalistische Produkte im 
Alltag intensiv genutzt, vor allem wenn 
es darum geht, über Neuigkeiten zu „stol-
pern“. Medienschaffende als Figuren wer-
den durchaus vielschichtig dargestellt. 
Manchmal bekommt man tiefe Einblicke 
in das Arbeitsfeld. Überwiegend – und das 
wohl aus dramaturgischen Gründen – sind 
sie aber eher zugespitzt negativ gezeich-
net.

w: Wie wird das Bild des 
Journalismus in der Literatur dargestellt? 
Was sind hier die wesentlichen Erkennt-
nisse Ihrer Studie?

Frank Überall: Journalistinnen und Jour-
nalisten sind selten angenehme Zeitge-
nossen, wenn es um ihren Auftritt in der 
aktuellen Bestseller-Literatur geht. Sie be-
dienen sich oft problematischer Recherche-
methoden und versetzen die Subjekte ihrer 
Berichterstattung immer wieder in einen 
„Belagerungszustand“. Von Roman-Prota-
gonist/-innen werden sie deshalb zuweilen 
mit Schimpfwörtern bedacht – vom „Pres-
sepack“ bis zum „Scheißreporter“. Aber: 

Belletristik-Autorinnen und -Autoren un-
terstellen eine weit höhere Nutzung von 
Zeitungen (und deren Onlineangebote), als 
es in der empirischen Realität der Fall ist.

w: Welche Rollen 
nehmen Journalisten und Journalistinnen 
innerhalb der Bestseller-Literatur ein?

Frank Überall: Ich ging davon aus, dass 
das Ideal der Er- und Aufklärer im Mittel-
punkt steht. Leider aber werden die Me-
dienschaffenden vor allem als „Verkäufer“ 
ihrer Nachrichten dargestellt.

w: Welche Entwicklung 
des in der Literatur dargestellten Journa-
listenbildes konnten Sie beobachten?

Frank Überall: Entwicklungen wie die zu-
nehmende Schwierigkeit, Journalismus 
zu finanzieren und von diesem Beruf zu 
leben, spiegeln sich in der Literatur gut 
wider. Anders sieht es beispielsweise bei 
der technischen Ausstattung der fikti-
ven Journalist(inn)en aus, die oft eher 
rückständig beschrieben wird. Und im 
Gegensatz zur Vergangenheit wird nicht 
mehr hauptsächlich von Männern er-
zählt, sondern ziemlich gleichberech-
tigt von Frauen – diverse Medienschaf-
fende sucht man allerdings vergebens.

w: Arbeiten die darge-
stellten Charaktere nach journalistischem 
„Lehrbuch“, so wie es der Deutsche Pres-
serat vorsieht? Oder sind Journalisten 
eher die Bösen?

Frank Überall: Gäbe es einen Presserat, 
der die journalistische Arbeit überwacht, 
die in Romanen stattfindet, hätte er viel 
zu tun. Leider gibt es viele Verstöße. Aber 
gerade das macht Belletristik ja spannend. 
Die Figur Schimanski im „Tatort“ hatte als 
Kriminalpolizist wohl auch nur so viele 
Fans, weil sie gerne mal über die Stränge 
geschlagen hat …

w: Welchen Umfang hat-
te die Studie? Wie viele Werke wurden in 
welchem Zeitraum untersucht?

Frank Überall: Ich habe für die Jahre 2019 
bis 2021 alle Bücher ausgewählt, die auf 
Platz eins der „Spiegel“-Bestsellerliste stan-
den, die also von Millionen Menschen gele-
sen wurden. 51 Bücher waren das, ich habe 
1.700 Stellen herausgeschrieben und ana-
lysiert – dazu habe ich 26 Kategorien ange-
legt. Es war also viel Arbeit … Ganz über-
wiegend hat es immerhin Spaß gemacht, die 
Bücher zu lesen. Einige wenige aber waren 
schwere literarische Kost, privat hätte ich 
so manches Werk lieber wieder weggelegt.

w: Welche Möglichkeiten 
sehen Sie bzgl. weiterer Forschungen in 
diesem Bereich?

Frank Überall: Man könnte das Ganze auch 
auf Filme ausdehnen oder auf Theaterstü-
cke. Und wir müssen einen Blick in die 
Realität werfen: Ich habe die Fiktion un-
tersucht, auch weil sich viele Menschen 
darüber ein Bild von der Welt machen, da-
rüber nachdenken und mit anderen dis-
kutieren. Seit Jahren gab es aber keine 
umfassende Studie mehr über die Arbeits-
situation journalistisch Tätiger in Deutsch-
land. Die aktuelle Bundesregierung hat im 
Koalitionsvertrag zugesagt, sich mit dem 
Thema beschäftigen zu wollen. W

Christian Esser

Frank Überall ist promovierter Sozial- 
und Medienwissenschaftler, lehrt als 
Professor an der HMKW Hochschule 
für Medien, Kommunikation und Wirt-
schaft in Köln und arbeitet als frei-
er Journalist. Der Bundesvorsitzende 
des Deutschen Journalisten-Verbands 
(DJV) schreibt in w 
regelmäßig die Kolumne „So, Köln!“. 
Näheres zu seiner Studie findet man 
im Netz unter www.pressestudien.de.
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STUDIEREN 
UND GRÜNDEN
Dynamische Entwicklungen bei Gründungen aus Hochschulen

Das Wirtschaftsministerium Nordrhein-Westfalens hat seinen 
Innovationsbericht NRW 2022 vorgestellt. Demnach habe sich 
NRW in den vergangenen Jahren zu einem modernen, innova-
tiven Produktions- und Dienstleistungsstandort entwickelt.

Laut dem Bericht ist NRWs Wirtschaft insgesamt gut aufgestellt und 
stark rund um einen breiten und innovativen Mittelstand und innova-
tive Großunternehmen. Hinzu komme eine leistungsfähige Hochschul-
landschaft mit einer lebendigen Spin-off-Szene sowie Forschungsein-
richtungen in zentralen neuen Technologiefeldern in den Bereichen 
Bioökonomie, IKT oder Elektromobilität. Der Innovationsbericht sieht 
Potenziale zur Verbesserung bei den FuE- sowie Innovationsauf-
wendungen der Wirtschaft und auch in der Patentdynamik. „Nord-
rhein-Westfalen zeichnet sich durch ein lebendiges und vielgestaltiges 
Innovationsgeschehen aus. Innovationen sind ein zentraler Schlüssel 
zur Bewältigung von Krisen. Wenn wir die Innovationspolitik weiter 
gezielt ausbauen, können wir unsere internationale Wettbewerbsfä-
higkeit weiter stärken. Insbesondere mit der Chemischen Industrie, 
der Stahlindustrie, dem Maschinenbau und der Logistik verfügen wir 
bereits über hochinnovative Branchen in NRW. Der Innovationsbe-
richt NRW 2022 hilft uns dabei, diesen Weg konsequent zu beschrei-
ten“, so der ehemalige NRW-Wirtschaftsminister Andreas Pinkwart.
Zu den zentralen Ergebnissen der Untersuchung zählt, dass NRW gute 
Fortschritte durch eine deutliche Verbesserung der Rahmenbedingun-
gen im Bereich Gründungen aus Hochschulen gemacht habe. So hat 
sich die Zahl der Gründungen aus Hochschulen von 205 im Jahr 2018 
auf 475 im Jahr 2020 mehr als verdoppelt. Auf 10.000 Studierende 
kommen demnach 8,3 Gründungen. Der Wert lag 2017 noch bei 4,5. 
Positiv wurde angemerkt, dass die Innovationsausgaben der Unter-
nehmen in NRW 2018 und 2019 deutlich gestiegen sind. 2020 sanken 

die Ausgaben pandemiebedingt um 14 Pro-
zent auf 28,3 Milliarden Euro. Seit dem 1. Ja-
nuar 2020 können forschende Mittelständler 
in NRW von der Forschungszulage profitieren 
und nehmen diese im Bundesvergleich über-
durchschnittlich in Anspruch. Mit 1.200 An-
trägen liege NRW hier bundesweit in der Spit-
zengruppe. NRW ist laut der Untersuchung 
zudem in sieben Feldern das patentierungs-
stärkste Bundesland. Dies betrifft die Felder: 
Biotechnologie, pharmazeutische Technolo-
gien, Polymertechnik, organische Feinche-
mie, Materialtechnik/Metallurgie, Metall-
chemie und Bautechnologien. Die meisten 
Patentanmeldungen kamen im Zeitraum 
2001 bis 2010 aus Düsseldorf, Mettmann, Es-
sen, Köln und Leverkusen.
Der Innovationsbericht NRW 2022 wurde er-
stellt vom Projektteam des RWI – Leibniz-In-
stituts für Wirtschaftsforschung, vom Cent-
rum für Entrepreneurship, Innovation und 
Transformation der Fakultät für Wirtschafts-
wissenschaft der Ruhr-Universität Bochum 
(CEIT), von der Wissenschaftsstatistik des 
Stifterverbandes und des ZEW – Leibniz-Zen-
trum für Europäische Wirtschaftsforschung 
GmbH Mannheim im Auftrag des Wirtschafts-
ministeriums Nordrhein-Westfalen. W

Christian Esser
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Aus dem Studium heraus zu gründen wird immer beliebter
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MAN LERNT NIE AUS
Auch als Erwachsener gibt es gute Gründe, sich weiterzuentwickeln 
und nochmals die Schulbank zu drücken
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Einen verpassten Schulabschluss nachholen oder ein Duales 
Studium beginnen, Erwachsenenbildung macht es möglich 

Wer sich über Erwachsenenbildung informieren möchte, stößt schnell auf eine 
Definition des Wortes, die allgemeiner Konsens zu sein scheint. Als Erwachsenen-
bildung wird die „Fortsetzung oder Wiederaufnahme organisierten Lernens nach 
Abschluss einer unterschiedlich ausgedehnten ersten Bildungsphase“ bezeichnet. 
Übrigens: Ein in der Erwachsenenbildung beruflich Tätiger wird als Erwachsenen-
bildner bezeichnet.

Arbeitnehmer navigieren momentan durch 
äußerst unruhiges Fahrwasser. Die Coron-
apandemie, der Krieg in der Ukraine, un-
terbrochene Lieferketten sowie steigende 
Preise in vielen Bereichen machen vielen 
Unternehmen das Leben schwer. Umsätze 
brechen weg, Mitarbeiter müssen um ihre 
Arbeitsplätze fürchten.
Vielleicht wäre es keine schlechte Idee, ge-
rade in diesem Moment das Thema Erwach-
senenbildung anzugehen? Sollte wegen der 
oben genannten Gründe der Verlust des Ar-
beitsplatzes – oder auch Kurzarbeit – die 
Folge sein, können Arbeitnehmer das The-
ma Weiterbildung in Ruhe weiterdenken. Es 
kann am Ende sogar der Entschluss stehen, 
nochmals ganz von vorn in einem neuen Tä-
tigkeitsfeld durchzustarten.

Neue Perspektiven – 
gut fürs Selbstbewusstsein

Gerade wer sich beruflich umorientiert, 
kann seine persönliche Entwicklung voran-
treiben. Dies ist in der Erwachsenenbildung 
eine wichtige Säule. Entschlossen noch 

einmal einen neuen beruflichen Weg ein-
zuschlagen ist für das Selbstbewusstsein 
eine Streicheleinheit. Gerade wenn das Da-
moklesschwert Arbeitslosigkeit über einem 
schwebt und auch die finanzielle Zukunft 
unsicher ist, können eine Weiterbildung 
oder Umschulung ganz neue Ziele bedeu-
ten, die es zu erreichen lohnt.
Dabei ist die Erwachsenenbildung kein mo-
derner Schnellschuss, der als Antwort auf 
die momentane Situation am Arbeitsmarkt 
gilt. Vielmehr gibt es in Deutschland be-
reits zu Beginn des 19. Jahrhunderts erste 
Modelle der Weiterbildung. Erwachsenen-
bildung hat sich in Deutschland kontinu-
ierlich weiterentwickelt und umfasst heu-
te ein breites Spektrum. Dazu gehören 
in erster Linie Weiterbildungen und Um-
schulungen, der Aufstieg zum Fachwirt, 
teils geprüft von externen Experten aus 
den Industrie- und Handelskammern. Au-
ßerdem muss eine Erwachsenenbildungs-
maßnahme nicht zwangsläufig bedeuten, 
dass man nichts mehr an seinem Arbeits-
platz zu suchen hat. Denn inzwischen gibt 
es auch Seminarformen, die zum Teil so-
gar berufsbegleitend angeboten werden.

Doch wie finde ich überhaupt heraus, in 
welche Richtung ich mich zukünftig orien-
tieren soll? Ist es besser, auf seine durch 
lange Arbeitsjahre erworbenen Kenntnisse 
aufzusatteln? Oder ist es vielleicht für den 
Verlauf der Karriere wichtiger, einen in 
jungen Jahren verpassten Abschluss nach-
zuholen?

Erwachsenenbildung – 
die Chance mitzuhalten

Bei der Beantwortung dieser Fragen stehen 
Betroffene keinesfalls allein. Ein Fachbera-
ter – etwa aus dem Bereich der Arbeitsagen-
turen, von Industrie- und Handelskammern 
oder auch der Handwerkskammern wird 
gemeinsam mit ihnen ein Kursangebot zu-
sammenstellen, das explizit auf deren Be-
dürfnisse zugeschnitten ist. Es ist einfach 
wichtig – Erwachsenenbildung gibt Teil-
nehmern die Chance, dass sie mithalten 
können. Technik, Gesellschaft und Wissen-
schaft befinden sich momentan im starken 
Wandel. Gezielte Weiterbildungsangebote 
eröffnen die Möglichkeit, stets auf dem ak-
tuellen Entwicklungsstand zu sein, Fach-
wissen aufzustocken oder eben einen frü-
her versäumten Abschluss nachzuholen. 
Bei der Finanzierung der Maßnahmen ist 
der Staat eine gute Hilfe. Es gibt unter-
schiedliche Fördermöglichkeiten, über die 
sich Weiterbildungswillige bereits vor An-
tritt der Maßnahme informiert haben soll-
ten. Wünschenswert ist natürlich, dass 
entsprechende Anträge bereits zu einem 
frühen Zeitpunkt eingereicht wurden. Es 
sollte auf keinen Fall passieren, dass Kurse 
für Erwachsenenbildung nicht angetreten 
werden, weil das nötige Geld nicht da ist. 
Ein wichtiges Stichwort ist hierbei der Bil-
dungsgutschein, der vom Jobcenter oder der 
Agentur für Arbeit ausgegeben wird.
Ein Anrecht auf den Bildungsgutschein 
besteht allerdings nur, wenn diverse Vo-
raussetzungen erfüllt sind. So muss der 
Antragsteller entweder von Arbeitslosig-
keit bedroht sein, auf Jobsuche oder gar 
schon arbeitslos sein. Der Bildungsgut-
schein kommt in erster Linie dann zum 
Tragen, wenn eine Arbeitslosigkeit been-
det werden kann, ein fehlender Berufs-
abschluss nachgeholt oder drohende Ar-
beitslosigkeit abgewendet werden kann.
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Anstrengend aber lohnend: als Erwachsener  nochmals die Schulbank drücken
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Eine erfolgreich abgeschlossene Weiterbildung ist gut für das Selbstbewusstsein

Breit gefächerte 
Bildungslandschaft

Das Format Erwachsenenbildung hat sich in 
den vergangenen Jahrzehnten enorm entwi-
ckelt. „Man lernt nie aus“ ist einer der be-
kannten Sprüche, der in die richtige Rich-
tung weist. In Deutschland ist das Recht auf 
Bildung in der Verfassung verankert, und 
wer es im ersten Bildungsweg verpasst hat, 
einen adäquaten Schulabschluss zu erlan-
gen, hat eben auf dem zweiten Bildungsweg 
eine weitere, durchaus realistische Chance. 
„Man lernt fürs Leben“ ist noch eine dieser 
alten Weisheiten, die in unserem modernen 
Bildungssystem aktueller denn je ist. Inzwi-
schen hat sich in Deutschland eine breit ge-
fächerte Bildungslandschaft etabliert, die 
jedem Lernwilligen eine weitere Chance 
zum Erreichen seiner Ziele gibt.
Mit der steigenden Nachfrage nach Erwach-
senenbildung erhöht sich auch die Nach-
frage nach entsprechend ausgebildeten 
Dozenten. Dafür gibt es wiederum speziel-
le Studiengänge für Erwachsenenbildung. 
Hier lernen die Teilnehmenden das Vermit-
teln von theoretischem Wissen und eignen 
sich pädagogische Kompetenzen an. Sie er-
fahren zudem, wie die Wissensvermittlung 
organisiert werden und wie ein Lehrplan 
strukturiert aufgebaut werden kann. 
Eine ganz neue Ausbildung machen, ei-
nen Schulabschluss nachholen oder auch 
im Rahmen einer Umschulung zusätzli-
che Qualifikationen erreichen – all die-
se Felder deckt die Erwachsenenbildung 
ab. Hat es etwa im Teenageralter am nö-
tigen Ernst in Sachen Schule gefehlt, bie-
tet die Erwachsenenbildung zum Bei-
spiel im Alter von 30 Jahren die Chance, 
in den beruflichen Lebenslauf einzu-
greifen und Korrekturen vorzunehmen.

Als die Klassiker unter den Einrichtungen 
zur Weiterbildung im Erwachsenenbereich 
zählen sicherlich Abendschule und Abend-
gymnasium. Hier sind es in erster Linie die 
Volkshochschulen der Städte und Gemein-
den, die entsprechende Kurse anbieten, da-
mit motivierte Schülerinnen und Schüler 
die Mittlere Reife oder gar das Abitur – al-
so die Hochschulreife – einfahren können. 
Auch kirchliche Organisationen sowie die 
Bildungszentren etwa von Industrie- und 
Handelskammern bereiten auf diese Art 
den Weg zum höheren Schulabschluss vor.

Mehr Wissen 
in weniger Zeit

Eine vom Zeitmanagement gesehene an-
dere Herangehensweise an das Thema be-
steht für Erwachsene, die keiner berufli-
chen Tätigkeit in Vollzeit nachgehen. Hier 
bieten sich Vollzeitlehrgänge und -kurse 

an. Der Vorteil: Mehr Wissen kann in we-
niger Zeit vermittelt werden. Die bereits 
oben erwähnten Schulabschlüsse können 
in diesem Rahmen ebenso nachgeholt wer-
den wie eine Ausbildung oder Umschulung 
im dualen System. 
Auch ein Kolleg ist ein wichtiger Part in der 
Erwachsenenbildung. Wer über eine abge-
schlossene Berufsausbildung verfügt, die-
se allerdings ohne Mittlere Reife erstanden 
hat, hat am Kolleg die Möglichkeit, das Ab-
itur nachzuholen. Als Zugangsvorausset-
zung zu einem Kolleg gelten üblicherwei-
se zwei Jahre Berufserfahrung. Innerhalb 
von drei Jahren kann die Fachhochschul-
reife erworben werden, die zu einem regu-
lären Studium berechtigt. Ein langer Ritt, 
an dessen Ende allerdings der Zugang zu 
den Universitäten steht.
Dass Deutschland digital im Vergleich zu 
anderen Nationen eher mittelmäßig auf-
gestellt ist, wurde durch die Pandemie auf 
dramatische Weise vor Augen geführt. Bis 
Homeoffice-Plätze eingerichtet waren, bis 
die Schulen auf Fernunterricht umgestellt 
hatten verging eine lange Zeit. Dennoch 
konnte die Performance deutlich gestei-
gert werden, Und somit konnte auch der 
klassische Fernunterricht profitieren. Wo 
früher zwischen Studierenden und Dozent 
noch dicke Akten Papier hin und her ver-
sendet wurden, gibt es heute Webinare, 
den Austausch über „Teams“ und digitalen 
Unterricht. Egal in welchem Bundesland, 
egal an welcher (Fern-)Universität: Die Stu-
dierenden können sich den Großteil ihres 
Lernstoffs zu Hause erarbeiten. Nur zu den 
Prüfungen findet ein Zusammentreffen 
mit den Dozenten und den anderen Kur-
steilnehmern statt. W

Heribert Eiden
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ACHTUNG, ALLERGIE!
Pollen, Milben & Co. entwickeln sich zunehmend zur Volkskrankheit 

Die Trigger für eine entzündliche Reaktion im Körper (im Volksmund: Allergie) 
sind vielfältig: Zum Beispiel können Pollen, Tierhaare, Nahrungsmittel, Hausstaub-
milben oder Chemikalien Auslöser sein für heftige Niesanfälle, triefende Nasen 
oder Hautjucken. Laut Robert Koch-Institut gelten rund 25 Millionen Menschen in 
Deutschland als Allergiker. Die europäische Stiftung für Allergieforschung (ECARF) 
hat ein Factsheet zum Thema Allergien erarbeitet. Darin heißt es unter anderem: Für 
Europa haben Experten ein Einsparpotenzial von durchschnittlich 84 Milliarden Eu-
ro jährlich berechnet, würden Allergien korrekt behandelt.

Einige Berufsgruppen gelten als beson-
ders gefährdet. Das bestätigt auch der Al-
lergieinformationsdienst von Helmholtz 
Munich, einem deutschen Forschungszen-
trum für Gesundheit und Umwelt. Dem-
nach treten allergische Atemwegserkran-
kungen vermehrt bei Bäckern, Zahnärzten 
und Zahntechnikern, Floristen, Malern, 
Reinigungskräften und Forstarbeitern auf. 
Das Handekzem sei besonders in der Frisör- 
und Kosmetikbranche, aber auch bei Elek- 
trikern und Beschäftigten in der Gummi-In-
dustrie weit verbreitet. Um das Risiko für 
Asthma, allergische Rhinitis, Handekzem 
oder eine generelle berufsbezogene Sensi-
bilisierung einzuschätzen, bieten manche 
Universitäten einen Allergie-Risiko-Rech-
ner an. Bewährt hätten sich auch Informa-
tionsveranstaltungen an Schulen und das 
Trainieren von Hautschutzmaßnahmen, 
heißt es aus dem Münchner Forschungsins-
titut. Doch gerade Jugendliche sollten auch 
dann nicht von ihrem Wunschberuf abge-
halten werden, wenn sie laut Risikorech-
ner gefährdet sind, raten die Spezialisten. 

Denn selbst unter den gefährdeten Jugend-
lichen gebe es einen erheblichen Prozent-
satz, der nie erkranke. Arbeitsmediziner 
empfehlen, junge Berufseinsteiger mit ho-
hem Risikoprofil in den ersten zwei bis drei 
Berufsjahren alle sechs Monate zu unter-
suchen, um Anzeichen einer beruflich ver-
ursachten allergischen Erkrankung früh-
zeitig zu erkennen und Gegenmaßnahmen 
ergreifen zu können.

Anstieg ab 45 Jahre

Die KKH Kaufmännische Krankenkasse 
als eine der größten bundesweiten gesetz-
lichen Krankenkassen mit rund 1,6 Millio-
nen Versicherten hat bundesweit Daten zur 
Häufigkeit von ausschließlich pollenbe-
dingtem Heuschnupfen in den Jahren 2010 
und 2020 ausgewertet. Demnach seien vor 
allem Erwachsene ab mittlerem Alter im-
mer stärker von Heuschnupfen betroffen. 
So stiegen die entsprechenden Arztdiagno-
sen in der Altersgruppe der 45- bis 64-Jäh-
rigen von 2010 auf 2020 um 26 Prozent. 

Bei den 65- bis 79-Jährigen verzeichnet 
die KKH bereits einen Anstieg von rund 44 
Prozent, in der Generation 80 plus hat sich 
die Zahl der Heuschnupfennasen sogar 
fast verdoppelt. Was auffiel in der Studie: 
Viele Betroffene quälen sich seit ihrer frü-
hen Kindheit mit allergischen Reaktionen 
auf Pollen. Bei etlichen Patienten lassen 
die Beschwerden mit den Jahren jedoch 
nach oder verschwinden fast ganz. Häufig 
verstärken sich die Symptome im mittle-
ren Erwachsenenalter wieder, was einer-
seits den Anstieg ab 45 Jahre erklärt. Ande-
rerseits werden Pollenallergien vermehrt 
erstmals im Erwachsenenalter diagnosti-
ziert. Als Ursachen können Bewegungs-
mangel und Übergewicht ebenso eine Rolle 
spielen wie aktives und passives Rauchen 
sowie Vitamin-D-Mangel. Stubenhocker 
haben ebenfalls ein höheres Risiko, an al-
lergischem Schnupfen zu erkranken, denn 
sie gelten als weniger widerstandsfähig ge-
genüber unterschiedlichsten Mikroorga-
nismen. Darüber hinaus könnte auch der 
Klimawandel eine Rolle spielen, vermuten 
Experten hinter der Studie. Es gebe kaum 
noch pollenfreie Monate, die Pollensai-
son beginne immer früher. Die steigen-
de CO2-Konzentration in der Luft rege die 
Pflanzen außerdem zu stärkerer Pollenpro-
duktion an. Darüber hinaus lagerten sich 
Umweltschadstoffe wie Ozon an den Pollen 
ab und machten sie zunehmend aggressi-
ver. Laut KKH lösen sie dann auch bei älte-
ren Menschen allergische Reaktionen aus, 
die früher nie mit Heuschnupfen zu kämp-
fen hatten. Zum anderen können verun-
reinigte Pollen zu schwereren Symptomen 
und Krankheitsverläufen führen.

Fehltage halten 
sich in Grenzen

Trotz des allgemeinen Anstiegs der Be-
schwerden in Deutschland durch allergi-
sche Belastungen, wie die Pollenallergie, 
scheinen sich die Auswirkungen in Form 
von Fehltagen in Unternehmen noch in 
Grenzen zu halten. Eine Anfrage bei der 
AOK Rheinland/Hamburg mit drei Milli-
onen Versicherten brachte zum Beispiel 
folgendes Ergebnis: „In Bezug auf die Pol-
lenallergie, also Heuschnupfen, gab es im 
Jahr 2021 insgesamt 1933 Versicherte, die 
im bereinigten Schnitt rund vier Tage ar-
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Niesen, laufende Nase? Diese Symptome können Anzeichen einer 
Erkältung sein. Aber: Sie können auch auf eine Allergie hindeuten.
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Heuschupfen
Veränderungen bei KKH-Versicherungen von 2010 auf 2020 nach Alter

beitsunfähig waren“, fasst eine Sprecherin 
der AOK Rheinland/Hamburg zusammen. 
„Dabei lag die kürzeste Arbeitsunfähigkeit 
bei einem Tag, die längste bei 529 Tagen. 
Solche Zahlen sind immer mit Vorsicht zu 
genießen. Bei den hohen Werten ist immer 
auch zu berücksichtigen, ob in den vorlie-
genden Fällen bestimmte Nebenerkran-
kungen vorlagen“, erklärt die Sprecherin. 

Kölner Unternehmen 
geben Entwarnung

Eine Befragung von  w 
direkt bei den großen regionalen Playern 
hatte zum Ergebnis, dass Allergien inner-
betrieblich eher eine untergeordnete Rolle 
spielen. „Sollten Symptome auftreten, kön-
nen unsere Mitarbeitenden den Betriebs-
arzt aufsuchen und werden entsprechend 
beraten bzw. zu einem Spezialisten ge-
schickt“, sagt beispielsweise ein Ford-Spre-
cher und verweist auf den Gesundheits-
dienst bei den Kölner Ford-Werken, der 
für die knapp 15.000 Mitarbeiter*innen in 
Köln tätig ist. Um allergischen Reaktionen 
präventiv zu begegnen, gilt bei Ford das 
sogenannte STOP-Prinzip. Dabei steht S für 
Substitution (zum Beispiel bei den vollau-
tomatisierten Lackstraßen), T für techni-
sche Lösungen (zum Beispiel Absaugan-
lagen), O für organisatorische Lösungen 
(möglichst wenig Man Power an kritischen 
Punkten einsetzen) und P für den persön-
lichen Schutz (Ohrenschutz, Handschuhe, 
Helm und/oder Brille tragen). „Grundsätz-
lich werden bei uns alle Gefahrenstoffe 
von der Abteilung Toxikologie umgehend 
geprüft“, ergänzt der Ford-Sprecher. 

NetCologne mit rund 1.000 Beschäftigten 
greift als Teil des Stadtwerke Konzerns 
auf den gesellschaftsübergreifenden Be-
triebsarzt zurück. „In regelmäßigen Ab-
ständen informieren wir unsere Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter zu verschiedenen 
Gesundheitsthemen und bieten zahlreiche 
Angebote – auch Präventionsmaßnahmen 
und Gesundheitstage – an“, heißt es aus 
der NetCologne-Pressestelle. „Das Thema 
Allergien wird im Rahmen der alljährli-
chen Krankenkassenreports, die wir von 
den drei meistvertretenen Krankenkas-
sen im Unternehmen mit über 50 Prozent 
Belegschaftsabdeckung anfragen, repor-
tet. Eine Zunahme von Allergien kann im 
Unternehmen nicht bestätigt werden bzw. 

schlägt sich nicht in den Krankheitsdaten 
wieder. Das Thema Rückenprävention fin-
det beispielsweise weit mehr Beachtung.“

Allergien 
ernst nehmen

In vielen Fällen werden allergische Ent-
zündungsprozesse im Körper gar nicht 
oder falsch behandelt, warnen Schulme-
diziner und Homöopathen. So könne aus 
einem Heuschnupfen schnell ein allergi-
sches Asthma werden und unter Umstän-
den viele Fehltage im Job nach sich ziehen. 
Bei Verdacht auf eine Pollenallergie rät bei-
spielsweise die KKH Kaufmännische Kran-
kenkasse, bei einem Spezialisten einen 
Haut- und Bluttest durchführen zu lassen. 
Solche Leistungen werden zum Beispiel in 
vielen HNO-Praxen angeboten. Neben Al-
lergenkarenz und dem Einsatz von Anti-
histaminika sowie lokalen Steroiden gilt in 
der Schulmedizin die spezifische Immun-
therapie als Erfolg versprechende Thera-
pieform. In der Naturheilkunde kommt un-
ter anderem die Bioresonanzmethode zum 
Einsatz, die allergische Frequenzmuster 
löscht, wodurch die Kommunikation im 
Körper wieder funktioniert, die durch die 
Allergene sehr gestört sein kann. Parallel 
unterstützen können Kräuter aus der Tra-
ditionellen Chinesischen Medizin (TCM), 
Akupunkturanwendungen sowie Mikro-
nährstoff-Mischungen, die Vitamine, Spu-
renelemente, Aminosäuren, Fettsäuren, 
Enzyme und/oder natürliche Hormone be-
inhalten können. W

Astrid Waligura
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Raue, gerötete oder schuppende Haut bzw. 
Juckreiz sind typische Allergie-Symptome

Q
uelle: KKH
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Diagnose J30.1 nach ICD-10, 

Rhinopathie durch Pollen.
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MÜSSEN ALLE BEINE 
GERADE WERDEN?
Verursachen O- oder X-Beine Beschwerden, sollten diese ärztlich abgeklärt werden
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Liegt eine Achsfehlstellung vor, dann kann das zu dauerhaften Kniebeschwerden 
führen und sogar eine vorzeitige Arthroseentwicklung begünstigen

Achsabweichungen der Beine kennt jeder. Bei Fußballern gehört das O-Bein zum gu-
ten Ton. Allerdings sind solche Deformitäten nicht immer nur eine optische Auffäl-
ligkeit. Gerade bei Beschwerden der Gelenke und/oder bei Verletzungen sollten Achs- 
abweichungen ärztlich abgeklärt und ggf. auch operativ korrigiert werden.

Die häufigsten Deformitäten der unteren 
Extremität sind das O-Bein (lat. Genu va-
rum) und das X-Bein (lat. Genu Valgum). 
Diese Begriffe beschreiben Abweichun-
gen in der Frontalebene, bezeichnen al-
so die Situation, wenn Ober- und Un-
terschenkel keine gerade Linie bilden. 
Weniger bekannt sind Fehlbildungen in 
der Sagittalebene, also in der Seitansicht, 
und der Horizontalebene. Die Gründe für 
solche Deformitäten können Verletzun-
gen der Wachstumsfugen im Kindesalter, 
fehlverheilte Knochenbrüche oder Fehl-
belastungen sein. Deformitäten können 
auch erblich bedingt sein. 

Welche Beschwerden 
treten auf?

Bei einer in der Frontalebene geraden 
Beinachse kommt es zu einer gleichmäßi-
gen Verteilung des Körpergewichtes vom 
Oberschenkel auf den Schienbeinkopf, 
wobei das innenseitige Schienbeinplate-
au natürlicherweise mehr Last trägt als 
das außenseitige. Zusätzlich sorgen unse-
re Menisken für eine Entlastung der knor-
peligen Gelenkflächen.
Bei einer Abweichung zum O- oder X-Bein 

kommt es dagegen zu einer veränderten 
Druckverteilung im Kniegelenk und mit-
unter zu einer Überlastung eines Teilbe-
reichs im Kniegelenk. Häufig führt dies 
zu einer erhöhten Belastung des jeweili-
gen Meniskus und zu einer frühzeitigen 
Entwicklung einer einseitigen Arthrose. 
Daher spricht man auch von präarthroti-
schen Deformitäten.
Beim Genu varum (O-Bein) kommt es zu 
einer erhöhten mechanischen Beanspru-
chung des Innenmeniskus und des in-
nenseitigen Kniegelenkkompartiments. 
Patienten klagen oft über lokalisierte 
Schmerzen auf der Innenseite der Knie-
gelenke. Schmerzen treten häufig bei und 
nach Belastung auf, z. B. nach längerem 
Gehen/Stehen oder sportlicher Aktivität.
Beim Genu valgum (X-Bein) sind der au-
ßenseitige Meniskus und dementspre-
chend das äußere Kniegelenkkomparti-
ment stärker belastet. Typischerweise 
klagen diese Patienten vermehrt über 
Schmerzen bei Belastung bei gebeugten 
Kniegelenken wie z. B. beim Treppenge-
hen, Hocken oder Aufstehen aus dem Sit-
zen. Die Schmerzen beim X-Bein sind je-
doch etwas variabler und betreffen auch 
häufiger den Gelenkbereich zwischen 
Kniescheibe und Oberschenkel.

Abweichungen in der Seitansicht des 
Kniegelenks können zu einer schmerz-
haften Überstreckbarkeit oder auch zu 
einem Streckdefizit des Kniegelenks füh-
ren. Der Schienbeinkopf zeigt in seiner 
Seitansicht ein zur Kniekehle hin abfal-
lendes Plateau von etwa 8 Grad zur Ho-
rizontalen. Diese Neigung des Schien-
beinkopfes wird als „Slope“ bezeichnet. 
Fehlbildungen der Horizontalebene, auch 
Torsionsdeformitäten genannt, werden 
v. a. bei Kniescheibeninstabilitäten und 
vorderen Knieschmerzen relevant. Na-
türlich gibt es auch Fehlbildungen, die 
Deformitäten der verschiedenen Ebenen 
miteinander kombinieren.

Die richtige 
Diagnose

Erste Hinweise auf Deformitäten ergibt 
die Befragung des Patienten über die Art 
und Lokalisation der Beschwerden. Eine 
genaue körperliche Untersuchung ist oft 
schon ausreichend, um den Verdacht zu 
erhärten oder zu entkräften. Ergänzend 
zur körperlichen Untersuchung werden 
dann Röntgenbilder der gesamten unte-
ren Extremität, sog. Ganzbeinstandauf-
nahmen, angefertigt, um Fehlbildungen 
der Frontalebene zu analysieren. Seit-
liche Röntgenaufnahmen des gesamten 
Schienbeines und größerer Anteile des 
körperfernen Oberschenkels ermöglichen 
eine Analyse von Abweichungen in der 
Sagittalebene.
Schwieriger ist es bei Torsions- und Ro-
tationsabweichungen. Hierzu ist eine 
Schnittbilddiagnostik (Kernspintomogra-
fie, Computertomografie) der Hüfte, des 
Knies und des oberen Sprunggelenkes 
notwendig.

Wann sollte behandelt 
werden?

Fehlstellungen im Kniegelenk verändern 
die Belastungssituation des Knies. Un-
behandelt können solche Deformitäten 
der Beinachse zu einer schweren Knie-
arthrose führen. Die Abwägung, ob eine 
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NormalX-Knie O-Beine

behandlungspflichtige Erkrankung vor-
liegt, sollte nach klinischer und radiolo-
gischer Diagnostik in Anbetracht der ge-
schilderten Symptome getroffen werden. 
Die konservative Behandlung von Defor-
mitäten beinhaltet die Versorgung unter 
anderem mit Schuheinlagen, Bandagen, 
Physiotherapie und das Erlernen von 
Kräftigungsübungen. Moderne Kniege-
lenksorthesen ermöglichen eine gezielte 
Entlastung verschiedener Gelenkberei-
che. Diese sind jedoch im Alltag oft unbe-
quem und stellen deshalb oft keine Opti-
on für eine dauerhafte Therapie dar. 

Was für Behandlungs- 
optionen gibt es?

Operative Korrekturen der Deformitä-
ten, sogenannte Umstellungsosteotomi-
en, sind inzwischen standardisierte und 
häufig durchgeführte Eingriffe mit guten 
postoperativen Ergebnissen. Ein probe-
weises Tragen einer varus- oder valgus- 
entlastenden Kniegelenksorthese bietet 
als sogenannter Brace-Test die Möglich-
keit, die Effekte einer operativen Versor-
gung zumindest zum Teil zu simulieren.
Die Umstellungsosteotomie zählt zu den 
gelenkerhaltenden Operationen und kor-
rigiert die Beinachse des Patienten, besei-
tigt also die Fehlbelastung im betroffenen 
Kniegelenk und kann die Last, die beim 
Stehen und Gehen auf die Knorpelflächen 
wirkt, wieder gleichmäßig verteilen. Das 
Bein wird dazu nahe an die normale Bein- 
achse ausgerichtet. Ein arthrotischer Ge-
lenkverschleiß wird auf diese Weise idea-
lerweise aufgehalten, zumindest aber ver-
langsamt. Auf diese Weise verlängert sich 

die Lebensdauer des Gelenkknorpels. 
Bei einer Umstellungsosteotomie, z. B. 
beim O-Bein mit Fehlbildung des Schien-
beins, kann das Schienbein entweder auf 
der Außenseite verkürzt (sog. schließende 
Osteotomie) oder auf der Innenseite ver-
längert (sog. öffnende Osteotomie) wer-
den. Bei der öffnenden Osteotomie wird 
hierfür auf der Innenseite des kniege-
lenknahen Schienbeines ein von innen 
nach außen aufsteigender Sägeschnitt 
durch den Übergang von Schienbeinkopf 
zu Schienbeinschaft geführt. Dieser Sä-
geschnitt wird jedoch nicht vollständig 
durch den Knochen geführt, sondern cir-
ca zehn Millimeter vor Erreichen der Ge-
genseite gestoppt. Nun macht man sich 
die elastischen Eigenschaften des Kno-
chens zunutze und öffnet langsam den in-
nenseitigen Anteil des Sägeschnittes. Der 
intakte außenseitige Schienbeinknochen 
wirkt dabei wie ein Scharnier. Nach Er-
reichen der gewünschten Korrektur wird 
der geöffnete Spalt mit einer stabilen Plat-
te mit Schrauben fixiert. Der knöcherne 
Spalt wird dann vom Körper mit Knochen 
durchbaut, und die Platte kann nach cir-
ca einem Jahr wieder entfernt werden. 
Im Gegensatz zur endoprothetischen Ver-
sorgung können Patienten nach Umstel-
lungsosteotomie nach eigener Schmerz-
maßgabe das Knie belasten und auch 
sportliche Aktivitäten durchführen.

Achskorrekturen 
bei Knorpel- oder 
Meniskusschäden

Bei Verletzungen von Knorpel und/oder 
Meniskus kann es sinnvoll sein, eine 

Gastautor: Dr. med. Markus Fink, 
Facharzt für Orthopädie und 

Unfallchirurgie,  Sportsclinic Cologne,
Klinik LINKS VOM RHEIN
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operative knöcherne Achskorrektur vor 
Eintritt von Beschwerden, also als prä-
ventiven Eingriff, durchzuführen. Einige 
Eingriffe an Meniskus und Knorpel (z. B. 
Mikrofrakturierungen, Knorpelzelltrans-
plantationen, Meniskuswurzelrefixatio-
nen) zeigen nur bei einer geraden Bein- 
achse zufriedenstellende Ergebnisse. Da-
her kann in solchen Fällen die Kombi-
nation eines Gelenkeingriffes mit einer 
Korrektur der Beinachse notwendig sein. 
Selbst bei schon fortgeschrittenen dege-
nerativen Erkrankungen eines Gelenkbe-
reichs kann eine Umstellungsosteotomie 
zu einer deutlichen Besserung der Symp- 
tome führen und eine Versorgung mit ei-
nem künstlichen Teil- oder Vollgelenk 
über Jahre hinauszögern. Eine der am 
häufigsten durchgeführten Osteotomien, 
die innenseitig öffnende Osteotomie am 
Scheinbein, erzielt in Studien Ergebnisse, 
nach denen bei neun von zehn Patienten 
nach zehn Jahren noch keine Versorgung 
mit einer Prothese notwendig war. Hier-
bei gilt zu beachten, dass, je fortgeschrit-
tener die degenerativen Veränderungen, 
desto kürzer der Effekt einer Achskorrek-
tur war. 

Wo können sich Patienten 
beraten lassen?

Patienten mit z. B. einseitigen Knieschmer-
zen, Kniescheibeninstabilitäten oder Ban-
dinstabilitäten sollten entsprechend er-
fahrene Spezialisten aufsuchen, damit alle 
im jeweiligen Einzelfall möglichen Thera-
pieoptionen in Betracht gezogen werden. 
Erfahrene Chirurgen können z. B. auf den 
Internetseiten der deutschen Gesellschaft 
für Arthroskopie und Gelenkchirurgie 
(AGA) oder der Deutschen Kniegesellschaft 
(DKG) gefunden werden. W
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INNOVATIVE EVENTS
KölnBusiness fördert Konzepte mit Strahlkraft

KölnBusiness fördert fünf innovative Veranstaltungskonzepte mit 50.000 Euro. 
Die Event-Formate sollen die Innenstadt und Veedel im zweiten Halbjahr 2022 
beleben. So soll die Attraktivität von Köln bei seinen Einwohnern und Besuchern 
erhöht werden. 

Köln ist eine pulsierende Metropole und fort-
während im Wandel. Neue Trends und Ide-
en beleben die Stadt und untermauern die 
städtische Strahlkraft. Dies kommt sowohl 
bei den Kölnern selbst als auch bei Besu-
chern gut an. Damit dies auch weiterhin ge-
lingt, fördert die KölnBusiness Wirtschafts-
förderung innovative Konzepte innerhalb 
des neuen Förderprogramms „Kölner Rah-
men – [Time to shine]“ mit 50.000 Euro. 
Die fünf Gewinnerkonzepte sollen in der 
zweiten Hälfte des Jahres starke Akzente 
innerhalb Kölns setzen. Verschiedene Bran-
chen von der Gastronomie über den Handel 
bis hin zur Event- und Kreativwirtschaft 
sollen miteinander verbunden werden und 
sich präsentieren. Auch bereits lang geheg-
te Ideen sollen endlich umgesetzt werden. 
Für die Einwohner Kölns und die Besucher 
der Stadt soll sich ein abwechslungsreiches 
Programm ergeben. Gleichzeitig präsentie-
ren sich lokale Händler mit ihren Marken 
und Produkten einem breiten Publikum. 
„Diese fünf Konzepte stehen für die kre-
ative Kraft von Köln. Sie laden dazu ein, 
unsere Stadt neu zu entdecken“, sagt Dr. 
Manfred Janssen, Geschäftsführer der Köln-
Business Wirtschaftsförderung. „Wir sehen 
den Strukturwandel in Innenstadt und Vee-
deln als große Chance. Deshalb fördern wir 

bewusst temporäre Projekte, damit neue 
Trends ausprobiert werden und sich entfal-
ten können. Diese frischen Konzepte bele-
ben unsere Stadt und stärken die Attrakti-
vität von Köln als Metropole.“

Die fünf 
Gewinnerkonzepte

Bereits im Juni fand am Buttermarkt in 
der Kölner Altstadt das Nachhaltigkeitsfest 
statt, ein Grand Opening von drei neuen Ein-
zelhandelskonzepten. Die Altstadt Rösterei 
Köln, der Kiristore sowie ein Urban Pop-up-
Concept, in dem sich drei nachhaltige Start-
ups aus der Domstadt temporär eingemietet 
hatten, präsentierten ihre Konzepte.
Anfang Juli gab es in der Ehrenfelder Loca-
toin DEINspeisesalon eine Pop-up-Markt-
halle mit lokalen und regionalen Lebens-
mitteln und mit Streetfood. Außerdem 
wurde Performance-Kunst gezeigt, es gab 
Vorträge und Live-Musik.
Vom 3. bis zum 17. August wird die Club- und 
Eventlocation DIE HALLE Tor 2 in Ehren-
feld zur pinken Erlebniswelt „Pop-up Beach 
CGN“. Dort soll es den Besuchern ermög-
licht werden, vor einer auffälligen Kulisse 
besondere Fotos für ihre Social-Media-Profi-

le zu schießen. Zudem werden ausgefallene 
Drinks serviert und ein abwechslungsrei-
ches Programm lädt zum Genießen ein.
Fabrikat89 schafft in drei leer stehenden 
Geschäftsräumen temporäre Verkaufsräu-
me für Interieur- und Lifestyle-Produkte. 
Mit diesem Konzept sollen die Veedel und 
Einkaufsstraßen belebt werden, indem es 
eine Kombination aus kulturellen und gast-
ronomischen Angeboten geben soll. Vom 18. 
bis 27. August, vom 1. bis 30. Dezember und 
im Januar 2023 soll die „Pop-up-Roadshow“ 
stattfinden.
Ein buntes Programm mit Konzerten, 
DJs, Kunst und Interaktion will der Ins-
tagram-Kanal koelnistkool mit seinem Com-
munity-getriebenen Tagesfestival „Local 
Cologne“ auf die Beine stellen. Im Spätsom-
mer soll es in Mülheim stattfinden. W

Christian Esser
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	v.l.n.r. Simon Vogel, Julius Kahleis (Local Cologne), Dr. Manfred Janssen, Julia Hußmann (KölnBusiness), Juliette Nickel (Pop-Up Roadshow), 
Marnie Assenmacher, Jennifer Hodge (Pop-Up Beach CGN), Anna Wehry (Nachhaltigkeits-Fest), Olivér Szabó (Pop-Up Markthalle)

Fo
to:  KölnBusiness/Sim

in Kianm
ehr

Dr. Manfred Janssen, Geschäftsführer KölnBusiness
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